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DER ANSPRUCH 
DEUTSCHLANDS 
MUSS EIN 
ANDERER SEIN!

Liebe Leserinnen und Leser, 

die Europawahl 2019 war die wohl 
wichtigste in der Geschichte der Eu-
ropäischen Union. Viele Menschen in 
unserem Land haben verstanden, dass 
auch ihr Votum über die Zukunft unseres 
Kontinents entscheidet. Denn es ging 
um die Frage, ob Populisten und Nati-
onalisten die Oberhand gewinnen oder 
ob die demokratischen Kräfte gestärkt 
werden. Mit einer Wahlbeteiligung 
von deutlich über 60 Prozent haben 
die Menschen in Nordrhein-Westfalen 
einen wichtigen Beitrag dafür geleistet, 
dass die pro-europäischen Kräfte eine 

überwältigende Mehrheit erzielt haben 
und die Europagegner ebenso deutlich 
in der Minderheit geblieben sind. Darü-
ber können sich alle Demokraten auf-
richtig freuen.

Dennoch hat die Europawahl in Berlin 
ein heftiges Beben ausgelöst. Die Par-
teien der Großen Koalition haben er-
kennbar einen echten Denkzettel, die 
Grünen im Windschatten eines ökologi-
schen Mainstreams enorme Zuwächse 
erhalten. So manche Partei scheint sich 
derzeit in aufgeregten Aktionismus zu 
flüchten, die politische Debatte hierzu-
lande läuft emotional und aufgewühlt. 

Für die Wirtschaft indes sind diese 
Vorzeichen alles andere als hilfreich. 
Dringend notwendig ist vielmehr eine 
Politik, die mit klarem Kopf, sorgfälti-
gem Management und kluger Kom-
munikation in großen Linien denkt und 
langfristig plant.

Die jahrelange Umverteilungspolitik mit 
ihren hohen Belastungen für die Zukunft 
hat den politischen Gestaltungs- und 
Handlungsspielraum jedoch stark einge-
schränkt. Bereits heute ist angesichts 
sinkender Steuereinnahmen absehbar, 
dass sich diese Politik schon bald bit-
ter rächen dürfte. Denn es wird Geld 

Foto: Andreas Krebs
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fehlen, um unser Land mit massiven 
Investitionen in Bildung, Innovation, Di-
gitalisierung und Verkehrsinfrastruktur 
für die enormen Herausforderungen 
des internationalen Wettbewerbs fit zu 
machen. Hinzu kommt: In vielen De-
batten und auf wichtigen Gebieten hat 
unser Land zuletzt die falsche Richtung 
eingeschlagen. Klima-, energie- und so-
zialpolitische Grundsatzentscheidungen 
wurden getroffen, ohne deren gesamt-
wirtschaftliche Folgen zu betrachten.

So gehören deutsche Unternehmen 
mit ihren effizienten, ressourcenscho-
nenden und umweltfreundlichen Pro-
zessen und Produkten längst zur kli-
mafreundlichsten Industrie der Welt. 
Und dennoch kann man den Eindruck 
gewinnen, als hätten hierzulande immer 
mehr Menschen ausgerechnet die deut-
sche Industrie als Urheber des globalen 
Klimawandels ausgemacht.

Auch hat die deutsche Wirtschaft mit ih-
rem eindeutigen „Ja“ zum vereinbarten 
Kohlekompromiss ein klares Bekennt-
nis zum Kohleausstieg im Jahr 2038 
abgegeben, wenngleich die gleichzei-
tig erforderliche Sicherstellung von 
Versorgungssicherheit, der Ausbau der 
Netze sowie die Wettbewerbsfähigkeit 
der Strompreise ein gigantischer Kraft-
akt werden wird. Und dennoch fordern 
zunehmend mehr Politiker inzwischen 
wohl aller Parteien einen noch früheren 
Ausstiegstermin, ohne die ganze ökono-
mische und sozialpolitische Dimension 
einer solchen Entscheidung wahrhaben 
zu wollen.

Und schließlich hat unser Land bereits 
heute den am besten funktionierenden 
Sozialstaat der Welt. Und dennoch wird 
die parteiübergreifende Koalition der 
deutschen Sozialpolitiker nicht müde, 
ständig nach neuen Gerechtigkeitslü-
cken zu suchen und die ohnehin schon 
überbordende Umverteilungspolitik der 
letzten Jahre weiter auszubauen. Nicht 
wenige Unternehmer beschleicht zu-
nehmend das ungute Gefühl, als sei 

Deutschland der marktwirtschaftliche 
Kompass abhandengekommen. 

So geht es in der politischen Debatte 
über soziale Gerechtigkeit hierzulande 
nicht etwa um Chancen- und Leistungs-
gerechtigkeit, sondern der Mainstream 
unserer Gesellschaft versteht darunter 
vor allem Gleichheit. Beispiel Grund-
rente: Hier werden die bisher geltenden 
Leistungs- und Bedarfsprinzipien gleich 
doppelt infrage gestellt. Die Grundrente 
würde vielen Menschen eine Aufsto-
ckung von Rentenbezügen gewähren, 
die oberhalb dessen liegen, was sie in 
ihrem Berufsleben eingezahlt haben. 
Das widerspricht dem Leistungsprin-
zip. Und sie würde obendrein vielen 
Menschen zugutekommen, die finan-
ziell auch ohne zusätzliches Geld zu-
rechtkommen. Das widerspricht dem 
Bedarfsprinzip.

Dies alles geschieht in einer Zeit mas-
siver Verschiebungen der globalen 
Kräfteverhältnisse. Ein gelenkter Staat 
wie China und ein zutiefst protektio-
nistisch denkender US-Präsident sind 
dabei, die Spielregeln der globalisierten 
Welt neu zu klären – derzeit sogar un-
ter Inkaufnahme eines Handelskriegs. 
Will Deutschland als führendes Land 
in einem vereinten Europa diese Spiel-
regeln mitgestalten, dann braucht es 
dringend ein neues Grundempfinden 
für die Bedeutung der Wirtschaft und 
vor allem der Industrie für die Zukunfts-
chancen der Menschen in unserem 
Land. Deutschland muss wieder den 
Anspruch an sich selbst haben, den 
Spitzenplatz als wettbewerbsfähiger 
Ausrüster der Welt auf der Basis des 
Wertegerüsts der Sozialen Marktwirt-
schaft einzunehmen.

Die Soziale Marktwirtschaft ist das Fun-
dament für unsere freie Gesellschaft 
in einer immer komplexer werdenden 
Welt. Ich erwarte deshalb eine gesell-
schaftspolitische Debatte, in der vor 
allem die junge Generation mitgenom-
men werden muss. Ihr enormes Enga-

gement für den Klimaschutz zeigt, dass 
sie alles andere als politikverdrossen ist. 
Das macht Mut. Es ist jetzt Aufgabe ver-
antwortungsvoller Politik, ihr ein realis-
tisches Zukunftsbild zu entwerfen, das 
die großen Linien für Wirtschaft, Indus-
trie, Sicherheit, Soziales, Klimaschutz, 
Generationengerechtigkeit und gesell-
schaftlichen Zusammenhalt zeichnet 
und vor allem verbindet. 

An dieser gesellschaftspolitischen De-
batte in Bund und Land wird sich die 
Landesvereinigung konstruktiv beteili-
gen. Als Spitzenorganisation der nord-
rhein-westfälischen Wirtschaft wird 
unternehmer nrw dort loben, wo mög-
lich und dort antreiben, wo nötig.

Den vorliegenden Jahresbericht, der 
einen Überblick über die Arbeit und 
Positionen der Landesvereinigung der 
Unternehmensverbände Nordrhein-
Westfalen des vergangenen Jahres 
gibt, empfehle ich Ihrer Lektüre.

Mit einem herzlichen Glückauf bin ich 

Ihr

Arndt G. Kirchhoff 
Präsident

Vorwort des Präsidenten
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Anteil der Privathaushalte mit Anschlüssen von mind.
100 MBit/s; Quelle: BMVI, 2018

Quelle: Information und Technik NRW, 2018

Wintersemester 2018/19
Quelle: Statistisches Bundesamt

Anteil am BIP 2018. Quelle: Statistisches Bundesamt;  
Stifterverband, Wissenschaftsstatistik; Volkswirtschaftliche 
Gesamtrechnung der Länder.

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, 2018

STUDIERENDE AN HOCHSCHULEN SCHNELLES INTERNET

GRÖSSTE INDUSTRIEBRANCHEN NACH UMSATZ

BESCHÄFTIGUNGSQUOTE FRAUENINTERNE AUSGABEN FÜR FORSCHUNG 
UND ENTWICKLUNG

2,1%
NRW

72,5%
NRW

57,1%
NRW

66,3%
D 2.863.609 D

59,9%
D

3,0%
D

3.386.000 MIO. EURO 
D

780.536 NRW

 
 

Quelle: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder, 2018

705.066 MIO. EURO
WIRTSCHAFTSLEISTUNG

MASCHINENBAU: 49,6 MRD. EURO 

CHEMISCHE ERZEUGNISSE: 44,1 MRD. EURO

METALLERZEUGUNG UND -BEARBEITUNG: 43,3 MRD. EURO

NRW

NRW-Wirtschaft auf einen Blick
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ARBEITSLOSENQUOTE
Quelle: Bundesagentur für Arbeit, 2018 Anteil an Arbeitslosen; 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, 2018

LANGZEITARBEITSLOSE

6,8%
NRW

73
NRW

41,6%
NRW

34,8%
D

5,2%
D

71
D 1.528.000 KM D

0,8% D31,0% D

68,2% D

je 10.000 Erwerbspersonen; 
Quelle: IfM, 2018

Quelle: ADAC, 2018

Quelle: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder, 2018

Quelle: Information und Technik NRW, 2018

STAUKILOMETEREXISTENZGRÜNDUNGEN

WERTSCHÖPFUNG NACH SEKTOREN

486.000 KM NRW

DIE WICHTIGSTEN ZIELLÄNDER  
FÜR NRW-PRODUKTE

NIEDERLANDE 
20,5 MRD. EURO

FRANKREICH
16,0 MRD. EURO

USA  
13,2 MRD. EURO 

INDUSTRIE: 28,1% NRW 

DIENSTLEISTUNGEN: 71,5% NRW

LANDWIRTSCHAFT: 0,4% NRW
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NICHT  
NACHLASSEN
•• Wirtschaftspolitische Grundstimmung verbessert  
•• Aufholprozess braucht noch mehr Dynamik
•• Koalitionsvertrag jetzt zügig und konsequent 
umsetzen

Foto: iStock

Die wirtschaftspolitische Grundstim-
mung ist in den vergangenen beiden 
Jahren spürbar besser geworden. Nach-
dem in Nordrhein-Westfalen zuvor zu 
häufig gebremst und verhindert wurde, 
geht es nun in die richtige Richtung. 

So hat die Landesregierung insbeson-
dere mit ihrer innovations- und grün-
derfreundlichen Ausrichtung, den 
deutlichen Anstrengungen beim Infra-
strukturausbau sowie ersten entschlos-
senen Schritten beim Bürokratieabbau 
das Klima für Unternehmertum, Innova-
tionen, Investitionen und Arbeitsplätze 
bereits deutlich verbessert. 

Schwache Wachstums-
zahlen müssen Weckruf 
sein

Dennoch bleibt weiter viel zu tun. Die 
Landesregierung darf jetzt nicht nach-
lassen. Nordrhein-Westfalen muss sich 
im Wettbewerb um Investitionen und 
Arbeitsplätze noch mehr anstrengen. 
Das im Jahr 2018 gegenüber dem Bun-
desschnitt erneut um 0,5 Prozentpunkte 
geringere Wirtschaftswachstum Nord-
rhein-Westfalens ist ernüchternd und 
muss ein deutlicher Weckruf sein. Daher 
darf die Landesregierung nun auch bei 
der Umsetzung des Koalitionsvertrags 

nicht an Geschwindigkeit verlieren oder 
gar auf halber Strecke stehen bleiben. 
Denn es bleibt dabei: Wer aufholen will, 
muss sich mehr anstrengen als andere, 
sonst gelingt das nicht.

Zukunftschancen in den 
Mittelpunkt stellen

Mit der Stärkung der frühkindlichen Bil-
dung und dem deutlichen Ausbau der 
Kinderbetreuungsangebote hat sich das 
Land nun endlich in einem in NRW über 
Jahrzehnte vernachlässigten Handlungs-
feld ehrgeizige Ziele gesetzt. Auch in der 
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Industriepolitik  
neuen Anschub geben

Die nordrhein-westfälische Industrie ist 
und bleibt ein zentraler Pfeiler für Ar-
beitsplätze und Wohlstand in unserem 
Land. Gleichzeitig setzt sie starke Im-
pulse für einen prosperierenden Dienst-
leistungssektor. Und nicht zuletzt leistet 
sie durch innovative Produkte sowie die 
stetige Verbesserung ihrer Rohstoff- 
und Energieeffizienz einen direkten Bei-
trag zum weltweiten Klima- und Res-
sourcenschutz. 

Ein wesentliches Alleinstellungsmerk-
mal und ein wichtiger Trumpf im Wettbe-
werb der Industriestandorte sind unsere 
geschlossenen Wertschöpfungsketten. 
Diese zu stärken und zu sichern, muss 
zwingend ein zentrales Ziel der Landes-
regierung bleiben. Hierfür gilt es nicht 
zuletzt, den Einsatz für industrielle Er-
weiterungen und Neuansiedlungen noch 
weiter zu intensivieren. Denn allein mit 
digitalen Start-ups, aber ohne eine starke 
Industrie, wird der Aufholprozess nicht 

Quelle:  
Statistikamt 

IT.NRW

Schulpolitik stellt die Landesregierung 
mit einer klaren Prioritätensetzung auf 
höhere Unterrichtsqualität und bessere 
Ausstattung ebenfalls die Weichen für 
bessere Zukunftschancen der Kinder. 
Es bleibt eine Daueraufgabe, diese An-
strengungen weiter zu intensivieren. 

Ausdrücklich begrüßen wir die Ver-
besserung der ökonomischen und 
der MINT-Bildung. Die angekündigte 
Agenda zur Stärkung der beruflichen Bil-
dung ist ein wichtiges Signal und kann 
einen deutlichen Beitrag zur Attraktivi-
tätssteigerung der dualen Ausbildung 
und damit zur Fachkräftesicherung leis-
ten. Und wir sehen in der angestrebten 
Stärkung der Hochschulautonomie eine 
wichtige Maßnahme zur dauerhaften 
Verbesserung der Qualität in Forschung 
und Lehre. Noch intensiver in den Blick 
genommen werden muss jedoch der 
Ausbau dualer und berufsbegleitender 
Studiengänge.

Investitionen  
sind Schlüssel für  
Aufholprozess

Entscheidend für den notwendigen Auf-
holprozess sind angesichts des intensi-
ven weltweiten Standortwettbewerbs 
mehr denn je attraktive und verlässliche 
Investitionsbedingungen. Hier hat die 
Landesregierung mit der entschlossen 
eingeleiteten Modernisierung der Ver-
kehrsinfrastruktur sowie der deutlich 
investitionsfreundlicheren Grundaus-
richtung des Landesentwicklungsplans 

erste wichtige Schritte getan. In ande-
ren Bereichen besteht jedoch weiterhin 
dringender Handlungsbedarf. 

So sind beim Abbau der investitions-
feindlichen umweltpolitischen Allein-
gänge der Vorgängerregierung bisher 
nur wenige der im Koalitionsvertrag 
angekündigten Maßnahmen umgesetzt 
worden. Und auch die Senkung der hier-
zulande im Bundesvergleich flächen-
deckend deutlich höheren Gewerbe-
steuerhebesätze bleibt ein dringendes 
Handlungsfeld.

ERWERBSTÄTIGE IN NRW 2018

Im Jahresdurchschnitt 2018 waren in Nordrhein-Westfalen rund 9,45 Millionen 
Menschen erwerbstätig – damit fast 126.000 mehr als im Vorjahr.

9,45 MIO.

Präsident Arndt G. Kirchhoff auf dem Unternehmertag 2018 Foto: unternehmer nrw

Politik in NRW
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IM DIALOG MIT DER LANDESPOLITIK

Beteiligung von unternehmer nrw an 
Sachverständigen-Anhörungen im Landtag

Entwurf einer Verordnung zur Änderung der 
Verordnung über den Landesentwicklungs-
plan Nordrhein-Westfalen, Anhörung des 
Ausschusses für Wirtschaft, Energie und 
Landesplanung, 15. Mai 2019

Europäische Strategie für Kunststoffe in der 
Kreislaufwirtschaft, Anhörung des Ausschus-
ses für Europa und Internationales, 3. Mai 
2019

Integration von Geflüchteten in Arbeit und 
Ausbildung, Anhörung des Ausschusses für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales sowie des 
Integrationsausschusses, 13. März 2019

Sozialpartnerschaft im digitalen Zeitalter, 
Anhörung der Enquetekommission I „Digitale 
Transformation der Arbeitswelt in Nordrhein-
Westfalen“, 11. Januar 2019

Entwurf eines Brexit-Übergangsgesetzes 
des Landes Nordrhein-Westfalen – BrexitÜG 
NRW, 29. Oktober 2018

Leitlinien des Ministers zur Diskussion der 
Reform der Juristenausbildung, 4. Juli 2018 
 
 
Stellungnahmen von unternehmer nrw in 
Anhörungsverfahren der Landesregierung:

Richtlinienentwurf zur Azubiticketförderung in 
NRW, 31. Mai 2019

Entwurf des vierten Gesetzes zur Änderung 
des Landesabfallgesetzes (LAbfG),  
30. April 2019 

Kernlehrpläne für die Sekundarstufe I des 
Gymnasiums, Kernlehrplan für das Fach 
„Wirtschaft-Politik“, 4. April 2019

Entwurf eines Artikelgesetzes zur Anpassung 
der Abgabefreiheit bei Einleitung von ver-
schmutztem Niederschlagswasser, 30. Januar 
2019

Rechtsverordnung zur Ausgestaltung des elek-
tronischen Rechnungsverkehrs nach  
§ 7a des Gesetzes zur Förderung der elektro-
nischen Verwaltung in Nordrhein-Westfalen 
(E-Government-Gesetz NRW), 25. Januar 2019

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung 
des Rechts der Umweltverträglichkeitsprü-
fungen im Land Nordrhein-Westfalen (UVPG 
NRW), 12. Dezember 2018

Neufassung des Erlasses zur Veröffentlichung 
von Legionellenbefunden, 7. November 2018

Entwurf einer Strategie für das digitale Nord-
rhein-Westfalen, 31. Oktober 2018

Beteiligungsverfahren der Landesregierung zu 
den Änderungsvorschlägen zum Landesent-
wicklungsplan (LEP), 13. Juli 2018

Referentenentwurf für ein Gesetz zur Ände-
rung des Hochschulgesetzes NRW,  
10. Juli 2018  
 
 
Beteiligung von unternehmer nrw an 
Clearingverfahren und Stellungnahmen 
gegenüber der Clearingstelle Mittelstand 
Nordrhein-Westfalen

Gesetz zur Änderung des Landesabfallgeset-
zes (LAbfG), 1. März 2019

Zweites Gesetz zur Änderung des E-Govern-
ment-Gesetzes Nordrhein-Westfalen  
(EGovG NRW), 26. Februar 2019

Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land 
Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW),  
13. Februar 2019

Entwurf einer Verordnung zur Ausgestaltung 
des elektronischen Rechnungsverkehrs nach 

§ 7a des E-Government-Gesetzes (EGovG 
NRW), 29. November 2018

Entwurf der Änderungen der Tarifstellen (Ge-
bührentatbeständen) des MULNV,  
16. November 2018

Entwurf einer Verordnung für betriebliche 
Feuerwehren (VObFw), 12. Oktober 2018

Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der 
Rechtsgrundlagen für die Fortentwicklung des 
Europäischen Emissionshandels,  
31. August 2018

Entwurf eines Gesetzes zur Beitragsentlas-
tung der Versicherten in der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV-Versichertenent-
lastungsgesetz – GKV-VEG), 28. August 2018

Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung zivil-
rechtlicher Vorschriften an die Datenschutz-
grundverordnung (DSGVO), 16. August 2018

Entwurf der Änderungen des Landesentwick-
lungsplans (LEP), 31. Juli 2018

Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Ände-
rung des Bundesfernstraßenmautgesetzes 
(BFStrMG), 11. Juni 2018
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gelingen. Wir setzen daher große Erwar-
tungen in das von der Landesregierung 
angekündigte politikfeldübergreifende 
Industriepolitische Leitbild. 

Chancen der  
Digitalisierung ergreifen

Eine Kernaufgabe zur Sicherung unserer 
Wettbewerbsfähigkeit und Arbeitsplätze 
wird es sein, unser Bundesland zügig für 
die Herausforderungen der Digitalisie-
rung fit zu machen. Die Landesregierung 
hat mit ihrer ressortübergreifenden Digi-
talstrategie hierzu einen wichtigen Im-
puls gesetzt. Wir begrüßen sehr, dass 

... NRW-Bildungsministerin Yvonne Gebauer (FDP) im Vorstand von 
unternehmer nrw

... der Landesvorsitzenden der GRÜNEN NRW, Mona Neubaur, beim 
Unternehmertag 2018

... NRW-Ministerpräsident Armin Laschet (CDU) bei der  
Feierstunde zu 100 Jahren Tarifautonomie

... dem SPD-Fraktionsvorsitzenden Thomas Kutschaty im 
Vorstand von unternehmer nrw

Fotos: unternehmer nrw

schaft und kreativen Start-ups kann da-
bei eine neue Innovations- und Wachs-
tumsdynamik entfachen.

Energiewende  
konsequent gestalten

Der auf Bundesebene beschlossene 
Kohleausstieg bis zum Jahr 2038 be-
deutet gerade für NRW eine immense 
Herausforderung. Dabei sind Versor-
gungssicherheit zu jeder Sekunde und 
wettbewerbsfähige Strompreise für das 
Industrieland NRW unverzichtbar. Das 
Land hat bei den Verhandlungen in vielen 
Bereichen wichtige Erfolge erzielt. Nun 

sie darin dem zügigen und lückenlosen 
Ausbau des Gigabit-Netzes sowie der 
5G-Technologie im Mobilfunk absolute 
Priorität einräumt. Außerdem bedarf 
es klarer digitaler Schwerpunktsetzun-
gen bei Bildung, Qualifizierung und For-
schung. Die Aktivitäten im Bereich der 
Gründerzentren, der Künstlichen Intelli-
genz und der Cyber-Sicherheit unterstüt-
zen wir ausdrücklich. 

Ziel muss es sein, die digitale Trans-
formation zu meistern und unser Bun-
desland zu einem weltweiten Leitmarkt 
für Industrie 4.0 zu machen. Eine noch 
bessere Verknüpfung unseres starken 
industriellen Mittelstands mit Wissen-

IM GESPRÄCH MIT ...
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Arbeitsmarkt
–– Begleitausschuss  

ESF NRW 2014–2020
–– Landesbeirat  

„Arbeit gestalten NRW“
–– Steuerungsgruppe  

„Arbeit gestalten NRW“
–– Expertengruppe Aktionsplattform 

Familie@Beruf.NRW

MITGLIEDSCHAFTEN UND MITARBEIT IN GREMIEN UND  
INITIATIVEN DES LANDES NORDRHEIN-WESTFALEN

Sozialpolitik
–– Inklusionsbeirat des Landes 

Nordrhein-Westfalen
–– Fachbeirat  

„Arbeit und Qualifizierung“
–– Fachbeirat „Partizipation“
–– Widerspruchsausschuss zur 

Kündigung schwerbehinderter 
Menschen beim Integrationsamt, 
Landschaftsverband Rheinland

–– Beratender Ausschuss zur 
Beschäftigung von behinderten 
Menschen beim Integrationsamt, 
Landschaftsverband Rheinland

–– Landesausschuss für 
Jugendarbeitsschutz

–– Fachkonferenz  
Sozialberichterstattung NRW

Tarifpolitik
–– Tarifausschuss für das Land  

Nordrhein-Westfalen
–– Beratender Ausschuss für das 

Mindestentgelt nach dem Tarif-
treue- und Vergabegesetz NRW

Strukturpolitik
–– Begleitausschuss  

EFRE.NRW 2014–2020

Integrationspolitik
–– Beirat für Teilhabe und  

Integration

Digitalisierung
–– NRW-Initiative  

„Wirtschaft und Arbeit 4.0“

Verkehr
–– Beirat Bündnis für Mobilität

Ruhr-Konferenz
–– Beirat
–– Themenforen

Mittelstandspolitik
–– Clearingstelle Mittelstand
–– Arbeitskreis Mittelstands

finanzierung

Justiz
–– Beratender Ausschuss für die 

Ernennung der Berufsrichter 
gemäß § 11 des Sozialgerichts
gesetzes (SGG)

–– Beratender Ausschuss für die 
Ernennung der Vorsitzenden 
gemäß § 18 Abs. 2 Arbeits
gerichtsgesetz

Europa
–– NRW.Europa – Stakeholdernetz-

werk Enterprise Europe Network 
in NRW 

–– Arbeitsgruppe „Frühwarnsystem 
Europa“ des MWIDE 

–– Brexit-Workshop-Reihe des 
MWIDE

Datenschutz
–– Landesdatenschutzkonferenz 

NRW

Außenwirtschaft
–– Beirat Außenwirtschaft

Energie- und Klimapolitik
–– NRW-Verbändeworkshop 

Energieeffizienz-Netzwerke
–– Arbeitsgruppen zur Erarbeitung 

der Energieversorgungsstrategie 
NRW

–– Beirat Klima Audit.NRW
–– IN4climate.NRW-Partner- 

versammlung
–– Wirtschaftsbeirat  

IN4climate.NRW
–– Beirat Klimaprofit Center NRW

Umweltpolitik
–– Trägerkreis Allianz für die Fläche
–– Arbeitsgruppe „Monitoring 

Oberflächengewässer“ 
–– Arbeitsgruppe  

„Umweltinspektionen“ 
–– Arbeitsgruppe  

„Wasserrahmenrichtlinie“ 
–– Landesbeirat  

„Immissionsschutz“
–– Team Nachhaltigkeit (Begleit

gremium zur Umsetzung der 
Nachhaltigkeitsstrategie NRW)

–– PFT-Fachgespräche
–– Lenkungsgruppe sowie Begleit

forum zum Masterplan Wasser 
–– Projektgruppe „Vollzug“
–– Lenkungskreis wirtschafts-  

bezogene Umweltverwaltung
–– Kompetenznetzwerk  

Umweltwirtschaft NRW
–– Runder Tisch „Angemessener 

Sicherheitsabstand“
–– Planspiel zur Novelle TA Luft

Bildung/Ausbildung/ 
Weiterbildung
–– Ausbildungskonsens  

Nordrhein-Westfalen 
–– Landesausschuss für Berufs-

bildung des Landes Nordrhein-
Westfalen

–– Fachbeirat Arbeit und 
Qualifizierung

–– Arbeitskreis Weiterbildungs
organisationen des MAGS

–– Beirat „Teach First NRW“
–– Gesprächskreis für 

Landesorganisationen der 
Weiterbildung

–– Projektbeirat „Studienaussteiger/
innen NRW“

–– Bildungskonferenz NRW
–– Landesbeirat für die gemein-

wohlorientierte Weiterbildung in 
Nordrhein-Westfalen

Forschung und Innovation
–– Förderbeirat „Ressourcen

effiziente Abwasserbeseitigung  
NRW-ResA“

–– NRW-Lenkungsgremium zu  
Horizont 2020

Gesundheit
–– Landesgesundheitskonferenz 

NRW
–– Lenkungsgruppe Masterplan  

Umwelt und Gesundheit NRW
–– Steuerungsgruppe  

Landesinitiative „Gesundheits- 
förderung und Prävention“

Politik in NRW



11DIE STIMME DER NRW-WIRTSCHAFT

„Wir haben eine starke industrielle Basis. 
Unsere Unternehmen produzieren seit Jahr-
zehnten innovative, weltmarktfähige Pro-
dukte. (…) So ist die Bruttowertschöpfung 
im Verarbeitenden Gewerbe mit 83.215 Euro 
in NRW immer noch deutlich größer als bei-
spielsweise im Dienstleistungssektor (62.048 
Euro). (…) Wir dürfen aber auch nicht durch 

eine einseitig industriefeindliche Haltung das Fundament unseres Wohlstands gefähr-
den. Dem Trend der Industriemüdigkeit müssen wir uns gemeinsam entgegenstellen. 
Als Arbeitgeber, Arbeitnehmer und natürlich auch vonseiten der Politik.“

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesundheit und  
Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen, 3.12.2018�  www.wirtschaftsblog.nrw
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muss die Landesregierung zwingend da-
rauf drängen, dass die beschlossenen 
Haltepunkte zur Überprüfung der Zwi-
schenziele auch tatsächlich strikt einge-
halten werden. Das Rheinische Revier 
wird von der ersten Abschaltungsphase 
bis zum Jahr 2022 besonders stark be-
troffen sein. Den notwendigen Struk-
turwandel nun ohne echte Vorwarnzeit 
zu gestalten, ist eine riesige Aufgabe. 
Das Land muss diesen Prozess effizient 
steuern und koordinieren. Dabei geht es 
um weit mehr als nur die Abfederung 
der sozialen Lasten. Das Rheinische Re-
vier braucht vielmehr nachhaltige Inves-
titionen in Infrastruktur, Forschung und 
Innovation sowie verlässliche Perspekti-
ven für die Ansiedlung neuer Industrie-
unternehmen. 

Ruhr-Konferenz zum 
Erfolg führen

Auf Dauer kann NRW nur stark sein, 
wenn auch das Ruhrgebiet wieder 
deutlich stärker wird. Hierfür sind große 
Anstrengungen und mutige Visionen er-
forderlich. Das Ruhrgebiet hat enorme 
Potenziale. Die Ruhr-Konferenz wird 
aber nur dann den notwendigen großen 
Schritt nach vorne bedeuten, wenn sie 
sich nicht im Klein-Klein verliert, sondern 
in großen Linien denkt. 

Ein zentrales Ziel muss die Stärkung der 
wirtschaftlichen Zukunftsfähigkeit sein. 
Hier brauchen wir eine neue Willkom-
menskultur für Investitionen, Innovatio-
nen und Arbeitsplätze. 

Gemeinsamer Anspruch muss es sein, 
einen neuen Gemeinschaftsgeist zu ent-
fachen und das Ruhrgebiet zu einer der 
modernsten Regionen Europas zu ma-
chen. Dies wird jedoch nicht dadurch 
gelingen, mit möglichst vielen Einzel-
maßnahmen möglichst viele Einzelinte-
ressen zu bedienen. Die Ruhr-Konferenz 
muss daher durch Projekte mit wirkli-
cher Strahlkraft ein deutliches Signal für 
einen neuen Aufbruch senden.
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Fotos: unternehmer nrw



unternehmer nrw14

ES GEHT LANG-
SAM VORAN
•• Standort NRW muss wettbewerbsfähiger werden
•• 	Entfesselungspakete sind Signale zum Aufbruch
•• 	Meilenstein: Landesentwicklungsplan

Foto: dpa

Der Wirtschaftsstandort Nordrhein-
Westfalen ist nach wie vor weniger 
wettbewerbsfähig, als er es sein könnte. 
Eine wesentliche Ursache liegt in den 
über viele Jahre praktizierten umweltpo-
litischen Alleingängen unseres Landes 
und der ausgeuferten Bürokratie.

Um diesen Trend umzukehren, hat sich 
die Landesregierung mit dem aktuellen 
Koalitionsvertrag auf ein ambitioniertes 
Arbeitspaket verpflichtet.

Konsequente Entbürokra-
tisierung des Landesrechts 
notwendig

Die größte Herausforderung besteht da-
rin, das vereinbarte Arbeitspaket auch 
unverzüglich und konsequent umzuset-
zen. Für mehr Wettbewerbsfähigkeit ge-
genüber anderen Bundesländern brau-
chen die Unternehmen zuallererst eine 
konsequente Entbürokratisierung des 
Landesrechts. Als Landesvereinigung 
haben wir daher eine Entbürokratisie-
rungsstrategie entwickelt, die aus drei 
Komponenten besteht. Erstens müssen 
pragmatische Neuregelungen geschaf-

fen werden, Bundes- und Europarecht 
sind nur noch eins zu eins umzusetzen. 
Zweitens kann Entbürokratisierung nur 
gelingen, wenn vor allem im Rege-
lungsbestand umfassend aussortiert 
wird. Drittens gilt es, die unübersicht-
liche Sammlung an Verordnungen und 
Erlassen für den Behördenvollzug zu 
überprüfen.

Mit Einbringung der ersten drei Entfes-
selungspakete wurden sinnvolle Sofort-
maßnahmen zur Entbürokratisierung 
beschlossen und Novellen wichtiger 
Regelungsentwürfe angestoßen. Diese 
ersten richtigen Schritte sollen in eine 
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nachhaltige Entbürokratisierung mün-
den. Dafür müssen über die nächsten 
Jahre eine Reihe weiterer Entfesse-
lungspakete für mehr Wachstum, In-
vestitionen und Arbeitsplätze in NRW 
beschlossen werden.

Verkehrswende gestalten

Der konsequente landespolitische Para-
digmenwechsel hin zu deutlich gestei-
gerten Investitionen in Erhalt und Aus-
bau unserer Verkehrsinfrastrukturen ist 
unverzichtbar und muss konsequent 
fortgesetzt werden. Straßen, Schienen 
und Wasserwege in NRW sind stärker 
überlastet und trotz massiver Anstren-
gungen sanierungsbedürftiger als an-
derswo. Dies hat weiter dramatische 
Folgen für Wirtschaft und Industrie. 

Der verkehrspolitische Masterplan der 
Landesregierung setzt die richtigen 
Schwerpunkte, um Straßen, Schienen 
und Wasserwege so auszubauen, dass 
sie den zunehmenden Güter- und Perso-
nenverkehr wieder störungsfrei bewälti-
gen können. Besonders wichtig ist da-
bei der begonnene konsequente Ausbau 
der Planungskapazitäten. Wir brauchen 
diesen gerade im Bereich der Brücken, 
damit Schwerlasttransporte wieder auf 
kürzestem Weg zum Ziel gelangen. 

Wir begrüßen es außerdem sehr, dass 
unser Land endlich wieder in der Lage 
ist, alle vom Bund zur Verfügung stehen-
den Mittel auch zu verplanen und damit 
in konkrete Maßnahmen umzusetzen. 

Mit der Etablierung des „Bündnisses 
für Mobilität“ besteht des Weiteren eine 
wichtige Plattform, um für die Akzep-
tanz dringend notwendiger Infrastruktur-
maßnahmen zu werben und schnell lan-
desweite Expertise zu vernetzen. Denn 
eines ist klar: Nur mit einer leistungs-
fähigen Verkehrsinfrastruktur kann eine 
nachhaltige Wirtschaftsentwicklung in 
Nordrhein-Westfalen gelingen.

Bestands- und Umgebungs- 
schutz von Unternehmen 
wichtig

Ein wichtiger Meilenstein wurde von der 
Landesregierung mit der zügigen Erar-
beitung von Änderungen am Landes-
entwicklungsplan (LEP) erreicht. Dieser 
Plan, der unmittelbar vor der endgülti-

gen Abstimmung im Landesparlament 
steht, ist die Grundlage für die räumli-
che Entwicklung in Nordrhein-Westfa-
len. Noch hemmen und bremsen viele 
Regelungen unsere Unternehmen im 
Wettbewerb. Dies gilt insbesondere für 
das knappe Angebot an Siedlungs- und 
Gewerbeflächen, für die technologisch 
beschränkte Ausweisung von Kraft-
werksstandorten sowie die Verkürzung 
von Abbauzeiträumen bei heimischen 
Rohstoffen. Diese Regelungen waren 
ein fatales Signal für Investitionen am 
Standort NRW. Es ist gut und richtig, 
dass das Kabinett eine deutliche Kurs-
korrektur beim LEP beschlossen hat. 
Wir hoffen, dass der Landtag diesen 
Vorschlägen eins zu eins folgt.

Der Bestands- und Umgebungsschutz 
von Unternehmen ist ein Thema, das 
für die erfolgreiche Entwicklung unseres 
Standortes immer entscheidender wird. 
Durch heranrückende Bebauung und 
zunehmende Schutzansprüche werden 
gewerbliche und industrielle Nutzungen 
immer öfter eingeschränkt. Um diesen 
gefährlichen Trend zu durchbrechen, 
ist das Land gefordert, sein politisches 
Gewicht noch stärker auf der Bundes-
ebene, insbesondere bei den Debatten 
zur Novelle der TA Abstand, TA Luft oder 
der TA Lärm, einzubringen. 

Quelle: Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder

„NRW hat beste Voraussetzungen, eine 
Modellregion für die Mobilität von morgen 
zu werden. Das Commitment der Unterneh-
men spiegelt sich in den Investitionen wider: 
So bringen Hersteller und Zulieferer bis 2020 
insgesamt rund 40 Milliarden Euro für For-
schung und Entwicklung im Bereich der al-
ternativen Antriebstechnologien auf. Die Au-

tomobilindustrie verschließt sich nicht der Innovation. Einen großen Beitrag dazu leisten 
nordrhein-westfälische Hersteller und Zulieferer mit ihren knapp 83.000 Beschäftigten.“

Bernhard Mattes, Präsident des Verbandes  
der Automobilindustrie, 24.9.2018�  www.wirtschaftsblog.nrw
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Das Wirtschaftswachstum hat sich in Nordrhein-Westfalen abgeschwächt.  
Die Wirtschaft des Landes ist 2018 um 0,9 Prozent gegenüber dem Vorjahr 
gewachsen. Im Jahr 2017 hatte die Wirtschaftskraft um 1,5 Prozent zugelegt. 
Im Bund hat sich die konjunkturelle Entwicklung noch stärker eingetrübt (1,4 
nach zuvor 2,2 Prozent).

+0,9%
 

 

Wirtschaft und Infrastruktur
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Foto: iStock

Mit dem Endbericht der Bundeskom-
mission „Wachstum, Strukturwandel 
und Beschäftigung“ liegt nun eine Stra-
tegie vor, die bei ihrer Umsetzung für 
den Wirtschafts- und Industriestandort 
NRW von allerhöchster Bedeutung ist. 
Der bis zum Jahr 2038 in Schritten ge-
plante Ausstieg aus der gesamten Koh-
leverstromung wird zu einem radikalen 
Wandel unserer bestehenden industriel-
len Strukturen führen. 

Nordrhein-Westfalen verfügt über einen 
einmaligen Industrieverbund von Strom-
erzeugung und energieintensiven Indus-
trien. Wollen wir diesen Wettbewerbs-

vorteil erhalten, muss es uns auch in 
Zukunft gelingen, die Stromversorgung 
sicherzustellen und die energieinten-
siven Industrien als unverzichtbaren 
Bestandteil unserer industriellen Wert-
schöpfungsketten zu erhalten. Diese 
Unternehmen etwa aus der Alu-, Stahl-, 
Chemie-, Papier- oder Zementindustrie 
werden nur dann in die notwendigen 
neuen hocheffizienten Anlagen inves-
tieren, wenn der Standort NRW auch in 
Zukunft attraktiv ist und jederzeit aus-
reichend Strom und Wärme sicher zur 
Verfügung stehen. Wir brauchen daher 
sichere Netze und endlich massive In-
vestitionen in Forschung und Ausbau 

von Speichern. Um Strukturbrüche und 
Blackouts zu verhindern, sind alle we-
sentlichen Akteure in NRW aufgefor-
dert, gemeinsam ihr Gewicht in Berlin 
und Brüssel in die Waagschale zu wer-
fen. Andernfalls drohen die industriellen 
Ketten zu reißen. Zehntausende von Ar-
beitsplätzen sind dann in Gefahr.

Strompreise belasten 
Unternehmen in NRW

Von ebenso essenzieller Bedeutung 
sind wettbewerbsfähige Strompreise. 
Bereits heute haben wir in Deutschland 

STANDORT- 
ATTRAKTIVITÄT 
SICHERN 
•• Investitionen in Netze und Speicher notwendig
•• Wettbewerbsfähige Strompreise sind essenziell
•• Umweltpolitische Alleingänge stoppen
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die höchsten Strompreise für mittel-
ständische Unternehmen. Unstrittig ist, 
dass die Umsetzung des Kommissions-
berichts zu ausstiegsbedingten Zusatz-
kosten führen wird. Um dennoch im 
internationalen Wettbewerb bestehen 
zu können, sind zuallererst die ener-
gieintensiven Betriebe existenziell auf 
einen Ausgleich dieser Mehrkosten an-
gewiesen. 

Wir brauchen darüber hinaus eine ver-
bindliche Deckelung der Strompreise 
für Wirtschaft und Industrie insgesamt. 
Es ist dringend notwendig, dass alle 
Maßnahmen zur Umsetzung der Ener-
giewende so ausgestaltet werden, dass 
die Kosten für die Endverbraucher – pri-
vate Haushalte und Wirtschaft – nicht 
weiter steigen. Andernfalls droht NRW 
zum endgültigen Verlierer von Kohle-
ausstieg und Energiewende zu werden. 
Eine vordringliche Aufgabe der kom-
menden Monate wird die europarecht-
lich belastbare Ausgestaltung solcher 
Entlastungen sein.

Die Politik ist nun auf allen Ebenen ge-
fordert, den Kompromiss vollständig 
umzusetzen. Dabei sind die im Kommis-
sionsbericht festgeschriebenen Halte-
punkte in den Jahren 2023, 2026, 2029, 
2032 besonders wichtig. Abschaltungen 
dürfen nur dann erfolgen, wenn alle im 
Bericht aufgelisteten Vorbedingungen 
erfüllt sind. Für die Landesregierung ist 
festzuhalten, dass sie die Energiepolitik 
auf Bundesebene sehr aktiv mitgestal-
tet hat. Es ist richtig, dass die gesamten 
energiepolitischen Herausforderungen 
und Maßnahmen zur Lösung nun um-
fassend in einer NRW-Energieversor-
gungsstrategie ausgearbeitet werden. 

Wir begrüßen, dass auf Landesebene 
die Belange von Wirtschaft und Indus-
trie bei der Energiepolitik weiter fest im 
Blick sind. Wir erwarten, dass aufbau-
end auf der Energieversorgungsstrate-
gie auch die angekündigten Novellen 
des NRW-Klimaschutzgesetzes und des 
NRW-Klimaschutzplanes erfolgen.

„NRW ist nicht nur Herzkammer des Wirt-
schaftsstandorts Deutschland, es ist auch so 
etwas wie seine Energiezentrale. Ohne die 
Kraftwerke an Rhein und Ruhr würden die 
Bundesbürger wahrscheinlich alsbald im Dun-
keln sitzen – und die benachbarten Belgier 
gleich mit. (…) Mit schlichter Abschalt-Logik 
kommen wir nicht weiter. Für einen erfolgrei-

chen Strukturwandel müssen wir bei den Investitionsanreizen neue Wege gehen. Nur so 
werden wir industrielle Großprojekte mit guten Jobs in die Kohlereviere holen können.“

Michael Vassiliadis, Vorsitzender der Industriegewerkschaft  
Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE), 26.11.2018�  www.wirtschaftsblog.nrw
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Quelle: Die WELT, 22.2.19

Landeswasser- und  
Landesnaturschutzgesetz 
bremsen

Bedauerlich ist, dass die NRW-Wirt-
schaft auch im dritten Regierungsjahr 
weiter auf die angekündigten Korrektu-
ren der wettbewerbsschädlichen Rege-
lungen im Landeswassergesetz und im 
Landesnaturschutzgesetz wartet. Kon-
krete Entwürfe stehen bis zuletzt aus. 
Die strikten Regelungen des weiter gül-
tigen Landeswassergesetzes führen zu 
Eingriffen in die heimische Rohstoffge-
winnung. Dadurch droht den vielen Bau-
stellen in unserem Land buchstäblich 
der Nachschub – insbesondere an Sand, 
Kies und Kalk – auszugehen. Auch ist es 
notwendig, die mittelstandsfeindliche 
Ausdehnung der Dokumentations- und 
Berichtspflichten auf den bewährten 
vorherigen Stand des Landeswasserge-
setzes zurückzuführen. 

Ohne die überfällige und im Koalitions-
vertrag als zügig angekündigte Über-
arbeitung des Landesnaturschutzge-
setzes werden viele Investoren weiter 
aufgrund der bundesweit umfassends-
ten Beteiligungs- und Klagerechte für 
Naturschutzverbände und weitgehen-
der Ausgleichsregelungen für Betriebs-
erweiterungen und Neuansiedlungen 

einen Bogen um NRW machen. Ebenso 
passen die ausufernde Unterschutzstel-
lung von Flächen sowie langwierige, bü-
rokratische Verfahren nicht zur Struktur 
des Landes NRW als dicht besiedelter 
Industriestandort. Bei beiden Gesetzen 
gilt es, die Handlungsoptionen des Bun-
desgesetzgebers endlich für Flexibilisie-
rungen statt wie bisher für Verschärfun-
gen zu nutzen.

Energie- und Umweltpolitik
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GUTE BILDUNG – 
STARKES LAND 
•• 	Bildung fit für die Digitalisierung
•• 	Ökonomische Bildung auf gutem Weg
•• 	Praxistaugliche berufliche Orientierung

Foto: Gerd Kaemper 

In ihrem bildungspolitischen Engage-
ment konzentriert sich die Landesver-
einigung vor allem auf drei Themenbe-
reiche: MINT-Bildung (zu der auch das 
Thema Digitalisierung gehört), ökono-
mische Bildung und berufliche Orien-
tierung. Erfreulicherweise ist in diesen 
Feldern aktuell einiges in Bewegung, 
wichtige Weichen werden gestellt.

Kompetenzen für die 
Digitalisierung

Junge Menschen auf die Anforderun-
gen der Digitalisierung vorzubereiten, ist 

eine zentrale Herausforderung für das 
Bildungssystem. unternehmer nrw be-
grüßt daher, dass das Schulministerium 
NRW verschiedene Initiativen hierzu 
auf den Weg gebracht hat – etwa die 
„Digitaloffensive Schule NRW“, die Ver-
ankerung digitaler Inhalte in den neuen 
Lehrplänen der Sekundarstufe I am 
Gymnasium oder die Neufassung des 
Medienkompetenzrahmens NRW.

Wichtig ist eine konsequente Umsetzung 
in den Schulen. Dafür müssen die 
Schulen gut ausgestattet und die Lehr-
kräfte entsprechend weiterqualifiziert 
werden. unternehmer nrw setzt sich 

daher dafür ein, dass die Mittel aus 
dem Digitalpakt Schule zügig an den 
Schulen ankommen.

Wie Bildung fit für die Digitalisierung 
gemacht wird und wo Wirtschaft einen 
Beitrag leisten kann, waren auch zent-
rale Fragen im Gespräch des Vorstan-
des von unternehmer nrw mit Schul-
ministerin Yvonne Gebauer am 21. Mai 
2019. Einigkeit bestand darin, dass di-
gitale Bildung nur mit einem Dreiklang 
aus Inhalten, Ausstattung und Metho-
den/Kompetenzen der Lehrkräfte erfolg-
reich umgesetzt werden kann. Die Ver-
treter von unternehmer nrw mahnten 
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hierbei eine höhere Geschwindigkeit 
an. Sie sagten aber auch Unterstützung 
zu, etwa wenn es darum geht, Digitali-
sierung für Lehrkräfte und Schüler an-
schaulich zu machen.

Schulfach Wirtschaft 
kommt

Die Pläne der Landesregierung, in den 
verschiedenen Schulformen ein Fach 
für das Thema Wirtschaft einzuführen, 
begrüßt unternehmer nrw ausdrücklich. 
Eine fundierte ökonomische Bildung ist 
wichtig und gehört zur Allgemeinbil-
dung, die in der Schule vermittelt wer-
den muss. unternehmer nrw hat sich 
seit Langem hierfür eingesetzt.

Für eine erfolgreiche Umsetzung der 
neuen Fächer sind verschiedene As-
pekte zentral: Ökonomische Prinzipien 
und Zusammenhänge sowie ein aus-
gewogenes, differenziertes und breit 
angelegtes Themenspektrum müssen 
fundiert im Lehrplan verankert werden. 
Hinzu kommen eine ausreichende Stun-
denzahl für das jeweilige Fach, eine ei-
genständige Lehrerausbildung, ausrei-
chende Fortbildungsangebote sowie ein 
enger Praxisbezug.

Die Landesvereinigung hat die genann-
ten Erfolgsfaktoren in ihrer Stellung-
nahme zum Lehrplan für das Fach „Wirt-
schaft-Politik“ in der Sekundarstufe I 
des Gymnasiums aufgegriffen. Sie hat 
zudem hervorgehoben, wie wichtig es 

ist, dass bei der Vermittlung von Wirt-
schaftsthemen jeweils verschiedene 
Rollen und Perspektiven (zum Beispiel 
Produzent/Verbraucher; Arbeitnehmer/
Arbeitgeber) eingenommen und sowohl 
Herausforderungen als auch Chancen in 
den Blick genommen werden.

Gerne unterstützt unternehmer nrw bei 
der Umsetzung der neuen Fächer – zum 
Beispiel durch Fortbildungsangebote für 
Lehrkräfte oder bei der Vermittlung von  
Praxiskontakten, die für einen anschauli-
chen Wirtschaftsunterricht wichtig sind. 

Initiative „Kein Abschluss 
ohne Anschluss“ gestärkt

Die Umsetzung der Initiative „Kein Ab-
schluss ohne Anschluss“ (KAoA), die 

unternehmer nrw gemeinsam mit den 
anderen Partnern des Ausbildungskon-
senses NRW im Jahr 2011 initiiert hatte, 
ist eine kontinuierliche Aufgabe. 

unternehmer nrw setzt sich dafür ein, 
dass die berufliche Orientierung verbind-
lich an allen Schulen verankert und als 
systematischer Prozess umgesetzt wird. 

Zu begrüßen ist, dass sich KAoA als ler-
nendes System versteht. So sind unter 
Beteiligung von unternehmer nrw neue 
Elemente entwickelt und Veränderungen 
im Sinne der Praxistauglichkeit vorge-
nommen worden. Als neues Angebot 
steht beispielsweise KAoA-kompakt 
zur Verfügung, das unternehmer nrw 
zur Unterstützung der Integration junger  
Geflüchteter gefordert hatte. KAoA-
kompakt ermöglicht diesen nun, zentrale 
Bausteine von „Kein Abschluss ohne 
Anschluss“ komprimiert nachzuholen.

Für die Sekundarstufe II sind drei Be-
rufsorientierungsinstrumente neu ent-
wickelt worden, die an den bisherigen 
Berufsorientierungsprozess der Schüler 
anknüpfen und ihn systematisch fortset-
zen. Aus Sicht von unternehmer nrw ist 
es wichtig, dass bei der Umsetzung in 
der Sekundarstufe II sowohl das Stu-
dium als auch die duale Ausbildung im 
Blick sind.

„Christliche wie auch eine am Markt orientierte 
freiheitliche Ethik sind keine Konkurrenten, 
sondern Verbündete. Dabei geht es um nicht 
weniger als die Rettung des Menschen als 
freiheitliches Subjekt und um das Bewusst-
sein seiner Würde als Gottes Ebenbild. Mit 
einer gemeinsamen Werteidee können wir 
ebenso christlich wie freiheitlich Markt und 

Menschlichkeit versöhnen, Handel treiben und Technologie einsetzen oder eben nicht.“

Rainer Maria Woelki, Kardinal der römisch-katholischen 
Kirche und Erzbischof von Köln, 21.1.2019�  www.wirtschaftsblog.nrw
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SCHULFACH WIRTSCHAFT – WAS WANN WO

Zum Schuljahr 2019/20:

Gymnasium: Fach „Wirtschaft-Politik“

Realschule: Fach „Wirtschaft“
Hauptschule: Lernbereich „Wirtschaft 
und Arbeitswelt“
Gesamtschule/Sekundarschule:  
Fach „Wirtschaft-Politik“

Zum Schuljahr 2020/21:
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Bildung und Schule
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IMPULSE ZUR 
FACHKRÄFTE-
SICHERUNG
•• Wirtschaft steigert Ausbildungsengagement
•• Berufliche Bildung an Berufsschulen stärken
•• Hochschulen erhalten mehr Eigenverantwortung

Foto: unternehmer nrw

Fachkräfteengpässe nehmen auch in 
NRW weiter zu und betreffen sowohl 
akademische Berufe wie auch in zu-
nehmendem Maße beruflich Qualifi-
zierte. Es gilt daher, wieder mehr junge 
Menschen für eine duale Ausbildung zu 
begeistern. Hochschulen müssen stär-
ker auf die Anforderungen der Digitali-
sierung vorbereiten.

 
Attraktivität der  
Ausbildung im Blick 

Im Spitzengespräch Ausbildungskonsens 
am 18. Februar 2019 hat unternehmer 

nrw gemeinsam mit den anderen Part-
nern drei Beschlüsse gefasst: Vereinbart 
wurde, dass im Herbst 2019 eine umfas-
sende Evaluation von „Kein Abschluss 
ohne Anschluss“ (KAoA) in Auftrag ge-
geben wird und die Partner gemeinsam 
ein Konzept dafür erarbeiten. Zum Zwei-
ten haben die Partner beschlossen, das 
Ausbildungsprogramm NRW der Lan-
desregierung, mit dem in den Jahren 
2018 bis 2021 jeweils 1.000 zusätzliche 
Ausbildungsplätze gefördert werden, zu 
begleiten und weiterzuentwickeln. Zum 
dritten wurde im Spitzengespräch verein-
bart, gemeinsam ein Konzept zu erarbei-
ten, das die Chancen und Perspektiven 

der beruflichen Bildung sichtbarer ma-
chen soll. Ziel ist, eine gesellschaftliche 
Debatte anzustoßen, mit der die Stärken 
und Vorteile der beruflichen Bildung he-
rausgestellt und die Attraktivität dieses 
Bildungswegs hervorgehoben werden. 
unternehmer nrw hat die Federführung 
in der für dieses Konzept zuständigen Ar-
beitsgruppe „Attraktivität“. 

 
Agenda zur Stärkung der 
beruflichen Bildung

Die Landesregierung hat einen Prozess 
zur Erarbeitung einer „Agenda zur Stär-
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kung der Beruflichen Bildung“ gestartet, 
in den auch unternehmer nrw eingebun-
den ist. Eine solche Agenda ist sehr zu 
begrüßen, denn die berufliche Bildung 
ist zentraler Baustein für die Fachkräf-
tesicherung der Unternehmen. Diese 
stehen allerdings vor erheblichen He-
rausforderungen – zum Beispiel einer 
zunehmenden Zahl unbesetzter Ausbil-
dungsplätze.

Wichtige Ansatzpunkte zur Stärkung der 
beruflichen Bildung sind eine fundierte 
berufliche Orientierung an allen allge-
meinbildenden Schulen, die immer auch 
die duale Ausbildung im Blick hat, sowie 
eine gute Aufstellung des dualen Part-
ners Berufsschule bei Digitalisierung, 
Ausstattung und Lehrkräftesicherung.

Berufsschulen –  
Partner der Wirtschaft

Die Berufsschulen sind der Partner der 
Betriebe in der dualen Ausbildung. Die 
Zusammenarbeit beider Seiten ist wich-
tig für eine starke Berufsbildung. Die He-
rausforderungen und Handlungsbedarfe 
hat unternehmer nrw gemeinsam mit 
IHK NRW und WHKT in dem Papier „Be-
rufskollegs als Partner der Wirtschaft“ 
formuliert. 

Zentrales Anliegen der Wirtschaft ist, die 
duale Ausbildung ins Zentrum der Arbeit 
der Berufskollegs zu stellen. Außerdem 
spricht sich die Wirtschaft für gute Rah-
menbedingungen für die Berufskollegs 

aus, wozu insbesondere eine moderne 
Ausstattung und die Sicherstellung des 
Lehrkräftenachwuchses gehören. 

Hochschulen – richtiger 
Weg zurück zu mehr 
Eigenverantwortung

Den Hochschulen in NRW wieder mehr 
Freiheit und Gestaltungsspielraum zu 
geben, ist Ziel des „Gesetzes zur Än-
derung des Hochschulgesetzes NRW“ 
der Landesregierung. unternehmer nrw 
hat dieses Ziel in einer Stellungnahme 
zum Referentenentwurf ausdrücklich 
begrüßt. Richtig ist, dass mit dem Ge-
setz zentralistische Steuerungsinstru-
mente zurückgenommen, die Rolle der 
Hochschulräte wieder gestärkt und der 

Quelle: Bundes-
agentur für Arbeit

Fokus auf die Qualität von Studium und 
Lehre gelegt wird. Die Hochschulen 
sind gefordert, die neuen Spielräume 
zu nutzen und insbesondere den Weg 
der Digitalisierung weiter intensiv zu 
beschreiten.

Ein stärkerer Fokus sollte in der Hoch-
schulpolitik auf die Kooperation zwi-
schen Hochschulen und Wirtschaft ge-
richtet werden. Hier hat das Land mit 
einer vielfältigen Hochschullandschaft 
ein Pfund, das es stärker zu nutzen gilt. 
Der Transfer zwischen Wissenschaft 
und Wirtschaft ist für unternehmer nrw 
daher in verschiedenen Landesgremien 
wie der „Initiative Wirtschaft und Arbeit 
4.0“ ein wichtiges Anliegen. 

Ausbildung bleibt modern

Ausbildungsberufe wurden schon im-
mer an den Wandel in der beruflichen 
Praxis angepasst, aktuell durch die Di-
gitalisierung mit neuer Dynamik. Zum 
Ausbildungsbeginn im August 2018 
sind 25 neue beziehungsweise moder-
nisierte Ausbildungsberufe an den Start 
gegangen, beispielsweise der Beruf 
„Kaufmann/-frau im E-Commerce“ so-
wie neue, digitalisierte Zusatzqualifikati-
onen für Metall- und Elektroberufe. 

AUSBILDUNGSMARKT NRW –  
WIRTSCHAFT ERHÖHT ANGEBOT

Zuwachs an betrieblichen Ausbildungsplätzen:

2018 zu 2017 2018 zu 2008

+4,6% +23,4%

„Was vor Ort entschieden und gemacht werden 
kann, muss dort, und nicht auf europäischer 
Ebene, entschieden werden. Hier darf sich die 
EU nicht einmischen. Aber dort, wo wir wol-
len, dass Europa handelt, muss es auch han-
deln können. Mit einem Parlament, das wie in 
Deutschland auch Gesetze einbringen kann. Mit 
einer Regierung, die man bei einer schlechten 

Leistung auch abwählen kann. Kurzum: Mit einer neuen Kompetenzordnung und demokra-
tischen Institutionen, die leicht verständlich, handlungsfähig und zugänglich sind.“

Martin Schulz MdB, von 2012 bis 2017  
Präsident des Europäischen Parlaments, 16.5.2019�  www.wirtschaftsblog.nrw

KLARTEXT IM WESTEN
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Ausbildung und Hochschule
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Foto: Fraunhofer IGD

Die Digitalisierung bietet für NRW 
mit seiner starken industriellen Basis 
enorme Chancen, besonders im Hin-
blick auf Industrie 4.0. Allerdings ist die 
Digitalisierung auch in NRW kein Selbst-
läufer. Das Land muss den Wirtschafts- 
und Industriestandort NRW noch konse-
quenter für die Herausforderungen der 
Digitalisierung fit machen.

 
Digitalstrategie NRW 
konsequent umsetzen

unternehmer nrw begrüßt, dass die Lan-
desregierung die „Strategie für das di-

gitale Nordrhein-Westfalen“ erarbeitet 
hat. Denn Digitalisierung erfordert eine 
Gesamtstrategie, die die verschiedenen 
Politikbereiche und Handlungsfelder 
miteinander verknüpft. Nur so kann es 
gelingen, das Land zu einem führenden 
Standort der Digitalisierung zu machen. 

In den Beteiligungsprozess zur Erar-
beitung der Strategie hat sich unter-
nehmer nrw mit einer Stellungnahme 
eingebracht. Sie hat darin betont, dass 
die Chancen der Digitalisierung mit den 
richtigen Rahmenbedingungen konse-
quent genutzt werden müssen. Dabei 
muss auf den Stärken NRWs – insbe-

sondere der Industrie – aufgebaut wer-
den. Zu begrüßen ist, dass die Landes-
regierung diesen Aspekt in der Strategie 
nachgeschärft hat, beispielsweise durch 
die ausdrückliche Botschaft, NRW solle 
„der weltweite Leitmarkt für Industrie 
4.0“ werden. Die Strategie muss nun 
entschlossen umgesetzt werden. Hierzu 
gehört insbesondere der zügige und lü-
ckenlose Ausbau des Gigabit-Netzes so-
wie der 5G-Technologie im Mobilfunk.  
 
Nordrhein-Westfalen braucht jetzt 
Tempo, wenn das Land nicht schon 
bei den infrastrukturellen Grund- 
lagen den Anschluss verlieren will. 

DIE CHANCEN 
DES DIGITALEN 
WANDELS 
•• 	Potenziale nutzen, Infrastruktur ausbauen,  
Rahmenbedingungen verbessern

•• 	NRW zum Leitmarkt für Industrie 4.0 machen
•• 	Innovationstransfer in die Praxis stärken
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Digitale Infrastruktur  
sicherstellen 

Neben dem zügigen Ausbau des Gi-
gabitnetzes gilt es, in diesem Jahr die 
zugesagte Grundversorgung mit Breit-
bandanschlüssen vollständig lückenlos 
sicherzustellen. Zwar konnte die Breit-
bandversorgung seit Mitte 2017 deutlich 
verbessert werden, aber aktuell fehlt in 
fünf Prozent aller Haushalte nach wie 
vor der Anschluss an eine Grundversor-
gung mit schnellem Internet. Besonders 
besorgniserregend ist, dass gerade bei 
Industrie- und Gewerbegebieten die Un-
terversorgung weiter deutlich größer ist. 
Damit wurde der von Land und Bund bis 
Ende 2018 zugesagte flächendeckende 
Breitbandausbau verfehlt. 

Der von der Landesregierung vor-
gestellte Gigabit-Masterplan ist ein 
wichtiger Impuls. Mit der starken Fo-
kussierung auf den Anschluss von In-
dustrie- und Gewerbegebieten sowie 
Schulen werden die richtigen Prioritä-
ten gesetzt. Aktuell verfügen jedoch erst 
neun Prozent der kommunalen Indus- 
trie- und Gewerbegebiete über zukunfts-
fähige Gigabitanschlüsse. Um den von 
der Landesregierung zugesagten voll-
ständigen Anschluss dieser Gebiete bis 
2022 auch tatsächlich zu realisieren, gilt 
es, Geschwindigkeit und Umfang des 
Ausbaus deutlich zu erhöhen.

 
Digitalen Wandel  
gestalten

In der „Initiative Wirtschaft und Arbeit 
4.0“ der Landesregierung setzt sich 
unternehmer nrw dafür ein, den digita-
len Transformationsprozess bedarfsge-
recht zu flankieren. Ein Thema, das auf 
Initiative des Verbandes aufgegriffen 
wurde, ist der Innovationstransfer zwi-
schen Wissenschaft und Wirtschaft. 
Ihn gilt es auch durch niederschwellige 
Unterstützungsangebote auszubauen. 
Weitere Themen der Initiative sind die 
Künstliche Intelligenz (KI), die Qualifi-

zierung der Beschäftigten sowie der 
Datenschutz. Hier gilt es, die konkreten 
Unterstützungsangebote für Unterneh-
men (zum Beispiel Kompetenzplatt-
form KI.NRW) sichtbar zu machen und 
gute Beispiele (zum Beispiel digitale 
Bildungsangebote) auf eine breitere Ba-
sis zu stellen. Der Landtag NRW hat im 
Herbst 2018 die Enquetekommission 
„Digitale Transformation der Arbeitswelt 
in Nordrhein-Westfalen“ eingerichtet. In 
einer Anhörung der Enquetekommission 
hat unternehmer nrw betont, dass die 
Sozialpartnerschaft maßgeblich dazu 
beitragen kann, die Chancen der Digita-
lisierung zu nutzen. Notwendig sind da-
für politische Rahmenbedingungen, die 
die Gestaltungskraft der Sozialpartner 
stärken und nicht einschränken.

 
Arbeitswelt 5.0?!

In der Arbeitswelt der Zukunft wird 
Künstliche Intelligenz (KI) neue Chan-
cen eröffnen. Im Rahmen des BMBF-
Forschungsprojekts Prävention 4.0 hat 
METALL NRW als Value Partner mit 
dem Institut für angewandte Arbeits-
wissenschaft (ifaa), Betrieben und wei-
teren Arbeitgeberverbänden die Po-
tenzialanalyse „Arbeit 4.0“ entwickelt. 
Sie unterstützt Unternehmen bei der 
Einführung und Nutzung von KI und 

stellt Beispiele guter Praxis für eine ge-
sunde, sichere und produktive Arbeit 
mit KI vor. Die Einführung von KI-Inst-
rumenten oder lernenden Arbeitssyste-
men wird in Betrieben Änderungen von 
Arbeitsabläufen und -prozessen sowie 
neue Anforderungen an Beschäftigte 
bewirken: Stellenbeschreibungen und 
Aufgabenprofile müssen an die durch 
die digitale Transformation ausgelösten 
Veränderungen angepasst werden. Dar-
aus ergeben sich unter anderem Fragen 
der tariflichen Eingruppierung, dem flexi- 
blen Arbeitseinsatz von Belegschaften, 
der Gestaltung mobiler Arbeitsformen. 
Die Arbeitswirtschaft und die Verbands-
ingenieure begleiten diesen Prozess und 
beraten die Unternehmen in der Praxis.

„Im Revier ist es weitaus besser gelungen, 
Brüche zu vermeiden, als in anderen altindus-
triellen Regionen der Welt. Wird uns das auch in 
Zukunft gelingen, wenn die Digitalisierung alle 
Branchen erfasst? Ich bin hier vorsichtig opti-
mistisch: Vorsichtig, weil Breite und Dynamik 
des gegenwärtigen Wandels alles Bisherige 
übersteigen; optimistisch, weil ich sehe, was 

sich im Lande tut. Wir haben eine vielseitige Forschungslandschaft, wir haben hungrige 
Start-ups und wir haben nach wie vor eine Mentalität des „Zupacken – nicht jammern“.

Dr. Johannes Teyssen,  
Chief Executive Officer E.ON SE, 17.9.2018�  www.wirtschaftsblog.nrw
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Künstliche Intelligenz (KI) ist der Über-
begriff für Anwendungen, bei denen 
Maschinen menschenähnliche Intelli-
genzleistungen erbringen. Darunter 
fallen beispielsweise das maschinelle 
Lernen und das Verarbeiten natürli-
cher Sprache. Die Grundidee besteht 
darin, durch Maschinen eine Annä-
herung an wichtige Funktionen des 
menschlichen Gehirns (Lernen, Urtei-
len und Problemlösen) zu schaffen.

STICHWORT: KI�

Innovation und Digitalisierung
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REKORD BEI 
BESCHÄFTIGUNG, 
FACHKRÄFTE 
GESUCHT
•• 	Chancen für Langzeitarbeitslose nutzen
•• 	Prinzip des Förderns und Forderns erhalten
•• 	Mit Fachkräften Zukunft sichern

Foto: Jürgen Schulzki

Potenziale auf dem  
Arbeitsmarkt erschließen

Mit 9,5 Millionen Erwerbstätigen befin-
det sich die Beschäftigung in NRW auf 
Rekordniveau. Viele Unternehmen kön-
nen ihre offenen Stellen nicht besetzen, 
und Fachkräfteengpässe werden zu einer 
echten Herausforderung. Dem stehen 
635.000 Arbeitslose, davon 250.000 lang-
zeitarbeitslose Menschen, gegenüber.  
 
Vor diesem Hintergrund ist es notwen-
dig, durch gezielte Anstrengungen alle 
Potenziale auf dem Arbeitsmarkt zu er-
schließen:

Langzeitarbeitslosigkeit reduzieren
Das sogenannte Teilhabechancengesetz 
zur Senkung von Langzeitarbeitslosig-
keit, mit dem Instrumente zur öffentlich 
geförderten Beschäftigung durch den 
Bund deutlich ausgebaut wurden, sieht 
unternehmer nrw kritisch. Die Landes-
vereinigung begleitet die Umsetzung in 
NRW dennoch konstruktiv mit dem Ziel, 
Langzeitarbeitslose nachhaltig auf dem 
ersten Arbeitsmarkt zu integrieren. Im 
Begleitgremium des Landes setzt sich 
unternehmer nrw dafür ein, dass eine 
verbindliche Einbindung der Sozialpart-
ner vor Ort erfolgt, um Verdrängungsef-
fekte auf dem Arbeitsmarkt zu vermei-

den und Potenziale in Unternehmen für 
die Zielgruppe zu erschließen. 

Erreicht werden konnte, dass dies in ei-
ner gemeinsamen Erklärung im Januar 
2019 mit dem Arbeitsministerium NRW, 
dem DGB, der Bundesagentur für Arbeit 
(BA) und weiteren Partnern vereinbart 
wurde. Die Umsetzung unterstützt 
unternehmer nrw unter anderem durch 
regelmäßige Erfahrungsaustausche für 
die Arbeitgebervertreter in den regiona-
len Gremien, in denen auch Erfolgsfak-
toren für eine nachhaltige Integration 
der Langzeitarbeitslosen identifiziert und 
mit der Landespolitik diskutiert werden. 
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Fördern und Fordern beibehalten 
Die Diskussion um die Reformierung 
der Grundsicherung und der Arbeitslo-
senversicherung bereitet der Landes-
vereinigung Sorgen. unternehmer nrw 
setzt sich für einen Erhalt des Prinzips 
des „Förderns und Forderns“ ein und 
spricht sich auch für das Beibehal-
ten von Sanktionen aus. Zudem warnt 
unternehmer nrw vor einer Ausweitung 
des Arbeitslosengeldes I, da längere 
Ansprüche keine nachhaltigen Brücken 
in den Arbeitsmarkt bauen. Statt über 
Leistungsausweitungen nachzudenken, 
muss eine weitere Beitragssenkung in 
Betracht gezogen werden.

Potenziale von Migranten  
besser erschließen
Integration ist kein Selbstläufer, sondern 
bedarf systematischer Anstrengungen 
und klarer Regeln. Als Mitglied im Bei-
rat zur Teilhabe und Integration des Lan-
des, der eine Integrationsstrategie 2030 
erarbeiten soll, setzt sich unternehmer 
nrw für eine ressortübergreifende Inte- 
grationsstrategie mit verbindlichen 
Zielen und Maßnahmen ein. Die Lan-
desvereinigung fordert insbesondere 
mehr Anstrengungen für Bildung und 
Qualifizierung von Personen mit Migra-
tions- und Fluchthintergrund als zentrale 
Voraussetzung für eine erfolgreiche Inte-
gration in Arbeit und Ausbildung.

Fachkräftesicherung durch  
Vereinbarkeit ermöglichen
unternehmer nrw begrüßt die Anstren-
gungen der Landesregierung zum Aus-
bau und Qualitätssteigerungen des Kin-
derbetreuungsangebots. Gegenüber 
der Politik wird der konkrete Bedarf für 

eine bessere Vereinbarung von Beruf 
und Familie etwa im Hinblick auf flexi-
blere Betreuungszeiten aufgezeigt. Der 
Entwurf zur KiBiz-Novelle greift bereits 
viele Forderungen auf, muss aber um 
Möglichkeiten zur Aufnahme während 
des Kindergartenjahres und zur Förde-
rung von betrieblicher Kinderbetreuung 
nachgebessert werden.

Angebote zur Prävention vernetzen
unternehmer nrw begleitet das immer 
wichtiger werdende Thema betriebliche 
Gesundheitsförderung (BGF) in zahl-
reichen Gremien und setzt sich etwa 
im Begleitgremium der BGF-Koordinie-
rungsstelle NRW für die Ausrichtung der 
Angebote zur Gesundheitsförderung auf 
den konkreten Bedarf der Unternehmen 
ein. Als Mitglied der Landesinitiative 
Gesundheitsförderung und Prävention 
fordert unternehmer nrw die bessere 
Vernetzung von vorhandenen Präventi-
onsangeboten.
 

Arbeitsschutz ist  
Chefsache!

Das Arbeitsschutzgesetz sieht vor, dass 
Arbeitgeber auf die flächendeckende 
Umsetzung betrieblicher Gefährdungs-
beurteilungen unter Berücksichtigung 
sowohl physischer als auch psychischer 
Belastungen hinwirken. Das Kompaktver-
fahren Psychische Belastung (KPB) stellt 
hierfür ein praxisorientiertes Werkzeug 
dar, das betriebliche Praktiker durch die 
Gefährdungsbeurteilung führt. Zahlreiche 
Mitgliedsunternehmen wurden arbeits-
wirtschaftlich von den Experten von ME-
TALL NRW/unternehmer nrw betreut.

„LANGZEITARBEITSLOSIGKEIT: 
ZIEL MUSS IMMER DER ERSTE 
ARBEITSMARKT SEIN“

 Warum kritisieren Sie öffentlich  
geförderte Beschäftigung (ögB)?
Eine langfristig angelegte ögB sendet falsche 
Signale an die Teilnehmer, da ihnen eine sozial-
versicherungspflichtige Beschäftigung suggeriert 
wird, die keine ist. Das erschwert langfristig den 
Übergang in den regulären Arbeitsmarkt. Daher 
kann ögB nur das letzte Mittel sein und als Tür-
öffner fungieren. Ziel jeder Integration muss der 
erste Arbeitsmarkt sein.

  Wieso ist die Einbindung der Sozial- 
partner in den Beiräten der Jobcenter wichtig?
Die Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter ken-
nen den regionalen Arbeitsmarkt am besten und 
können gut einschätzen, wo Verdrängung regulä-
rer Beschäftigung droht und wo sich nachhaltige 
Integrationschancen bieten. Zudem können sie in 
ihrer Multiplikatorenrolle zur Akzeptanz auf allen 
Seiten beitragen. 

 Was ist bei der Umsetzung durch die  
Jobcenter besonders wichtig?
Es kommt darauf an, die bisherigen Vermittlungs-
hemmnisse der Teilnehmer zielorientiert zu be-
seitigen. Das bedarf einer ganzheitlichen Betrach-
tung der verschiedenen Problemlagen und eines, 
wie im Teilhabechancengesetz vorgesehenen, 
begleitenden Coachings. Die Ansprache von Ar-
beitgebern ist nicht zu vernachlässigen, denn nur 
mit ihnen kann die Integration gelingen. Die Ver-
gütung wird von den Tarifpartnern der jeweiligen 
Branche festgelegt.

Claudia 
Dunschen, 
Arbeitsmarkt-
politik

3 FRAGEN ZUR SACHE
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250.000
Langzeitarbeitslose gibt es 2018 in NRW.

Quelle: Bundesagentur für Arbeit

Arbeitsmarkt und Fachkräftesicherung
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EUROPA IST 
DER HEIMAT-
MARKT
•• Mehr Einsatz für die europäische Idee gefordert
•• In großen Linien denken,  
statt im Klein-Klein verlieren

•• NRW-Wirtschaft schaut mit Sorge nach  
Großbritannien: Wappnen für den Brexit

Foto: unternehmer nrw

NRW im Herzen Europas profitiert wie 
kaum ein anderes Bundesland von der 
europäischen Einigung. Doch selten zu-
vor war es so wichtig, sich für die eu-
ropäische Idee einzusetzen. 2019 ist ein 
entscheidendes Jahr für Europa: Mitten 
im Spannungsfeld von Brexit und zuneh-
mendem Nationalismus – beides rüttelt 
an den Fundamenten der Europäischen 
Union – fand im Mai die Europawahl statt. 

Die Klausurtagung des Vorstands von 
unternehmer nrw im November 2018 
stand im Zeichen „Die EU vor den Eu-
ropawahlen“. Im Dialog mit Vertretern 
aus Politik, Medien und Verbänden er-

hielten die Teilnehmer ein umfassendes 
Bild der ernsten Lage. Eines wurde klar: 
Der Ausgang der Wahl ist mehr denn je 
entscheidend für die Zukunft Europas.

„NRW. Zukunft. Europa!“

Im Anschluss an die Brüsseler Gesprä-
che beschloss der Vorstand, im Jahr der 
Europawahl in Nordrhein-Westfalen eine 
breite europapolitische Debatte anzusto-
ßen und verstärkt für die herausragende 
Bedeutung Europas für Wohlstand und 
Arbeitsplätze in NRW einzustehen. Das 
im Vorstand beratene und in der Ascher-

mittwoch-Pressekonferenz am 6. März 
2019 vorgestellte wirtschaftspolitische 
Papier zur Europawahl 2019 „NRW. Zu-
kunft. Europa!“ bündelt die  wirtschafts- 
und sozialpolitischen Positionen. 

Arbeitnehmermobilität 
stärken

Mit seinem Brüsseler Büro begleitet 
unternehmer nrw die Gesetzgebungs-
prozesse in der EU frühzeitig und konti-
nuierlich und vertritt die NRW-Interessen 
mit Nachdruck. unternehmer nrw hat sich 
in den vergangenen Jahren gemeinsam 
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mit seinen Dachverbänden massiv für die 
Verbesserung der Arbeitnehmermobilität 
in Europa eingesetzt. Durch die im Juli 
2018 in Kraft getretene Entsenderichtli-
nie wird die Mobilität jedoch eindeutig 
erschwert. Die Regelungen sind bis Juli 
2020 in nationales Recht umzuwandeln. 
unternehmer nrw fordert in Zusammen-
arbeit mit den Dachverbänden, die nega-
tiven Auswirkungen zu minimieren.  Es 
bedarf einer Eins-zu-eins-Umsetzung, 
Ausnahmeregelungen vom Anwen-
dungsbereich der Richtlinie sowie belast-
barer Arbeitgeber-Informationen. Hierzu 
ist der neu geschaffenen EU-Arbeitsbe-
hörde der bestmögliche Mehrwert abzu-
gewinnen. Ihre Aufgabe muss darin lie-
gen, verlässliche Informationen zu den 
Entsenderegelungen bereitzustellen.

Die Trilog-Einigung im Rahmen der Re-
vision der Verordnung 883/2004 zur Ko-
ordinierung der sozialen Sicherungssys-
teme versprach hingegen Ausnahmen 

von der Pflicht zur Beantragung der A1-
Bescheinigung für Dienstreisen. Auf der 
Zielgeraden fand der Vorschlag jedoch 
keine Mehrheit der Mitgliedstaaten im 
Rat der EU. 

Damit ist die Überarbeitung der Verord-
nung zunächst gescheitert. Es ist von 
größter Bedeutung, dass das Thema 
nach den Europawahlen erneut zur Dis-
kussion gestellt wird. Dafür wird sich 
unternehmer nrw gemeinsam mit den 
Dachverbänden starkmachen.

Einstimmige EU- 
Sozialpolitik beibehalten

Die Kommissionsinitiative zur Auswei-
tung der Mehrheitsentscheidungen in 
der EU-Sozialpolitik ist verfehlt. Die EU 
hat die Mitgliedstaaten im Bereich der 
Sozialpolitik lediglich zu unterstützen 
und zu ergänzen, wobei besonders sen-

sible Bereiche der Einstimmigkeit unter-
liegen. Diese grundlegende Regel sollte 
beibehalten werden, um die Vielfalt und 
Heterogenität der nationalen Sozialsys-
teme zu respektieren.

Brexit: Nächstes Kapitel

Nach monatelangem Ringen haben die 
EU und das Vereinigte Königreich im 
letzten Augenblick eine Verschiebung 
des Brexits bis spätestens 31. Okto-
ber 2019 vereinbart. Können sich die 
Akteure zuvor auf ein Abkommen eini-
gen, ist auch ein früherer Austrittstermin 
möglich. Aufgrund vieler Unwägbarkei-
ten sollten Unternehmen sich aber wei-
terhin auch für die Möglichkeit eines un-
geregelten Brexits wappnen. Begleitend 
dazu sind die besonderen Interessen 
unseres Bundeslandes und der NRW-
Wirtschaft weiter mit Nachdruck in die 
Verhandlungen einzubringen.

„WIRTSCHAFTLICHER ERFOLG IST  
DIE GRUNDLAGE FÜR EIN SOZIAL 
STARKES EUROPA“

  Muss die EU sozialer werden?
Europa ist dank der EU bereits der weltweit sozialste Konti-
nent. In den letzten zehn Jahren hat Europa die Sozialstan-
dards massiv erhöht. Und: Mehr als 40 Prozent der welt-
weiten Sozialausgaben werden in der EU erbracht, obwohl 
Europa nur sieben Prozent der Weltbevölkerung und 25 
Prozent der weltweiten Wirtschaftsleistung beheimatet. Um 
die Menschen für Europa zu begeistern, müssen wir diese 
Errungenschaften viel stärker herausstellen, statt weitere 
nicht erfüllbare Erwartungen zu wecken.

 
 

  Brauchen wir einen EU-Mindestlohn? 
Nein, die EU würde mit einer solchen Regelung ihre Kom-
petenzen überschreiten und in Wettbewerbsverhältnisse 
der Mitgliedstaaten eingreifen. Jedes Land ist frei, eigene 
Mindestlöhne festzusetzen. Die wirtschaftlichen Standort-
faktoren sind abseits des Lohns völlig unterschiedlich. Das 
muss berücksichtigt werden. Pauschale Vorgaben gehen 
an der Realität vorbei. 

 Wie schaffen wir ein sozial starkes Europa?
Nur auf Grundlage wirtschaftlichen Erfolgs schaffen wir ein 
sozial starkes Europa. Die angespannte soziale Lage in Tei-
len der EU ist nicht auf zu wenig Sozialpolitik zurückzufüh-
ren, sondern auf mangelnde wirtschaftliche Wettbewerbsfä-
higkeit und mangelnde Attraktivität der Arbeitsmärkte. Der 
Standort Europa muss durch eine auf globale Wettbewerbs-
fähigkeit ausgerichtete Reformpolitik attraktiver werden. 
Nachhaltiges Wirtschaftswachstum ist die Basis für Be-
schäftigung und eine nachhaltige soziale Dimension der EU.

RAin  
Isabelle Oster,  
Internationales & 
Europa,
Leitung Büro 
Brüssel
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Kampagne von unternehmer nrw zur Europawahl 2019
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TARIFBINDUNG 
STÄRKEN? JA, 
ABER NICHT SO!
•• 	Tarifbindung geht zurück
•• 	Vertrauen zwischen Sozialpartnern fördern
•• 	Keine staatlichen Exzesse zulassen

Foto: unternehmer nrw 

In jüngster Zeit findet ein Überbietungs-
wettbewerb statt, frei nach dem Motto: 
„Zur Stärkung der Tarifbindung ist uns 
jedes Mittel recht!“ Allen Forderungen 
gemeinsam ist indes: Sie werden das 
System Tarifbindung nicht stärken, son-
dern schwächen. 

Dass die Tarifbindung zurückgeht, ist 
kein neues Phänomen, sondern eine 
seit Jahrzehnten zu beobachtende Ent-
wicklung. Und so sind heute nur noch 
– man könnte auch sagen: immerhin 
noch – 55 Prozent der Beschäftigten und  
27 Prozent der Betriebe in der Bundesre-
publik an Tarifverträge gebunden. Nicht 

nur die Arbeitgeberverbände, auch die 
Gewerkschaften haben Mitglieder verlo-
ren. Waren 1997 noch rund 8,5 Millionen 
Mitglieder in den DGB-Gewerkschaften 
organisiert, so waren es Ende 2017 
noch knapp sechs Millionen. 

Kein neues Phänomen also und doch 
ist auffällig, dass die Diskussion darü-
ber, wie dieser Trend umgekehrt wer-
den könnte, deutlich an Fahrt aufge-
nommen hat. Anlass dafür waren zwei 
öffentlichkeitswirksam gefeierte Ju-
biläen: das 100-jährige Bestehen des 
Stinnes-Legien-Abkommens im Jahr 
2018 und jüngst der 70. Jahrestag des 

Tarifvertragsgesetzes. Jubiläen dürfen 
durchaus, ja sie müssen bisweilen sogar 
zum Anlass genommen werden, einen 
kritischen Blick auf den Status quo und 
die Herausforderungen der Zukunft zu 
werfen. Was aus Anlass der genannten 
Jubiläen aber aus arbeitnehmernahen 
Kreisen öffentlich und mit Verve, gleich-
sam in Endlosschleife, gefordert wird, 
gleicht einer Revolution von oben: Die 
Forderungen sind, käme der Gesetzge-
ber ihnen nach, geeignet, das System 
Tarifautonomie auf den Kopf zu stellen. 
So soll die Mitgliedschaft im Arbeitge-
berverband ohne Tarifbindung erschwert 
und das Vetorecht der Arbeitgeberseite 
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im Zusammenhang mit der Allgemein-
verbindlicherklärung von Branchenta-
rifverträgen abgeschafft werden. Die 
ohnehin schon strengen gesetzlichen 
Nachbindungsregelungen sollen ver-
schärft werden und bestreikte Betriebe 
zukünftig generell für die Dauer des 
Streiks keine Zeitarbeitnehmer mehr 
beschäftigen dürfen. 

Immerhin originell war der Vorschlag 
von Prof. Martin Franzen von der LMU 
München in einer Studie für das Hugo-
Sinzheimer-Institut. Danach soll ein Teil 
des tarifgebundenen Entgelts bei Ge-
werkschaftsmitgliedern steuerfrei ge-
stellt werden. Eine andere Idee stammt 
vom DGB-Vorstand Stefan Körzell, der 
Anfang April tarifvertragliche Bonusrege-
lungen wie etwa Einmalzahlungen oder 
Extra-urlaub nur für Gewerkschaftsmit-
glieder forderte, um die Attraktivität von 
Gewerkschaften zu stärken. 

Druck führt nicht zum Ziel

So unterschiedlich die Vorschläge auch 
sind, eines ist ihnen gemein: Sie sind von 
der Vorstellung getragen, dass Druck das 
Mittel der Wahl für mehr Tarifbindung ist. 

Kritikwürdig sind sie aus zwei Gründen: 
Zum einen missachten die Vorschläge 
die grundgesetzliche Konstruktion der 
Tarifautonomie, die neben dem Recht, 
einer Koalition beizutreten, spiegelbild-
lich das Recht vorsieht, von diesem 
Recht keinen Gebrauch zu machen oder 
eine Mitgliedschaft durch Verbandsaus-
tritt abzustreifen. Diese negative Koali-

tionsfreiheit negiert, wer die Mitglied-
schaft in Arbeitgeberverbänden ohne 
Tarifbindung erschweren oder gar ver-
bieten möchte. Konsequent weiterge-
dacht müsste dies im Übrigen bedeuten, 
dass auch Gewerkschaftsmitgliedern 
die „Tarifflucht“ verboten würde.

Rückgang der Tarifbindung 
hat viele Ursachen

Zum anderen haben sich die Verfechter 
einer auf Zwang beruhenden Stärkung 
der Tarifbindung offensichtlich nicht die 
Mühe gemacht, zu fragen, was die Ur-
sachen für den Rückgang der Tarifbin-
dung sind. Die Gründe sind dabei so 
vielschichtig wie „die Gesellschaft“ 
oder „die Wirtschaft“: Zwar ist der in-
dustrielle Sektor in Deutschland nach 
wie vor die Wohlstandslokomotive der 

deutschen Volkswirtschaft schlechthin. 
Dennoch hat seine beschäftigungspoliti-
sche Bedeutung in den letzten Jahrzehn-
ten nachgelassen. Damit einhergehend 
ist auch der Anteil klassischer Industrie-
arbeiter spürbar zurückgegangen. Die 
Anzahl der Beschäftigten im Dienstleis-
tungsgewerbe ist im Gegenzug stetig 
gestiegen, hier sind die Betriebe jedoch 
in der Regel deutlich kleiner als in der 
Industrie und weniger organisiert. 

Beide Entwicklungen gehen einher mit 
einer voranschreitenden Individuali-
sierung der Gesellschaft, die auch vor 
Sportvereinen, Kirchen und anderen auf 
freiwilliger Mitgliedschaft beruhenden 
Organisationen keinen Halt macht. Die 
Bindungswirkung von Koalitionen, jahr-
zehntelang eine Selbstverständlichkeit, 
hat deutlich nachgelassen. In der Wirt-
schaft verstärken die zunehmende in-
ternationale Verflechtung sowie ein sich 
durch die Globalisierung verschärfender 
Kostendruck diese Entwicklung. 

Hinzu kommt: Tarifverträge, die nach ih-
rer grundgesetzlichen Konzeption Min-
destarbeitsbedingungen abbilden sol-
len (um damit staatliche Lohnfindung 
überflüssig zu machen), sich aber in 
manchen Sektoren der Wirtschaft weit 
davon entfernt haben, stehen unter Le-

Quelle: DGB

6 MIO.
Mitglieder sind Ende 2017 noch in den DGB-Gewerkschaften organisiert. 
1997 waren es noch 8,5 Millionen.

„Die Europäer der 27 werden nach der Europa-
wahl ihre Hausaufgaben machen müssen. Da-
ran entscheidet sich, ob es uns gelingt, unsere 
offene Gesellschaft zu bewahren, und ob das 
einmalige Friedens- und Freiheitsprojekt fort-
bestehen kann. Es geht um die Zukunft unseres 
freiheitlichen, liberalen Gesellschaftsmodells 
auf der Grundlage von Demokratie und Rechts-

staatlichkeit. Gerade weil autoritäre Führer immer mehr Einfluss und Zustimmung erlan-
gen, muss auch unser Modell der Sozialen Marktwirtschaft wieder an Dynamik gewinnen.“

Friedrich Merz,  
Vorsitzender der Atlantik-Brücke e.  V., 11.3.2019�  www.wirtschaftsblog.nrw

KLARTEXT IM WESTEN
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gitimationsdruck. Dass manche Tarifver-
träge sogar Höchstarbeitsbedingungen 
festschreiben, wird dadurch belegt, 
dass heute nur noch eine Minderheit 
der Unternehmen ihre Beschäftigten 
über Tarif vergütet. Und dabei handelt 
es sich überwiegend um nicht reprä-
sentative Großunternehmen. Kleine und 
mittelständische Unternehmen bemän-
geln zudem die zunehmende Komplexi-
tät von Branchentarifverträgen. 

Und schließlich beschleicht so manchen 
Arbeitgeber bei Tarifauseinandersetzun-
gen ein latentes Gefühl der Hilflosig-
keit, zumal das Prinzip der Kampfpa-
rität zwischen Arbeitgeberverbänden 
und Gewerkschaften nicht mehr der 
Wirklichkeit entspricht. Wenn dieses 
Gefühl dann noch einhergeht mit ver-
schärften Streikauseinandersetzungen 
(etwa durch die erstmals in der M+E-In-
dustrie flächendeckenden 24-Stunden-
„Warnstreiks”), dann schwindet das 
Vertrauen in die Zukunftsfähigkeit des 
Systems und in die Verlässlichkeit des 
Tarifpartners.

Tarifautonomie  
braucht Vertrauen

Anders ausgedrückt: Manche Unter-
nehmer gewinnen den Eindruck, als in-
terpretierten manche Gewerkschaften 
die Tarifautonomie mehr als eine Kon-
fliktpartnerschaft denn als Sozialpartner-
schaft. Umso wichtiger ist es, die Kern-
voraussetzung für eine funktionierende 
Tarifautonomie abseits staatlicher Ein-
griffe in Erinnerung zu rufen: Vertrauen!

Sich gegenseitig vertrauen müssen zu-
nächst die Sozialpartner: Vertrauen dar-
auf, dass auf die Interessen und Zwänge 
des jeweiligen Gegners Rücksicht ge-
nommen wird; und Vertrauen darauf, 
dass in der täglichen Anwendung der 
Tarifverträge der Geist der zugrunde 
liegenden Verhandlungen gelebt wird 
und die Auslegung von Tarifvertrags-
normen nicht ausschließlich einseitig 

interessengeleitet erfolgt. Vertrauen 
haben müssen überdies die von den 
Tarifverträgen potenziell Betroffenen, 
also Unternehmer und Beschäftigte 
sowohl in tarifgebundenen als auch 
in tarifungebundenen Unternehmen.
Denn für letztere dient der Flächentarif 
stets als Orientierungsmaßstab für die 
eigenen Arbeitsbedingungen. Sie alle 
brauchen Vertrauen in die Anpassungs-
fähigkeit des Systems Tarifautonomie 
und darauf, dass die Tarifvertragspar-
teien gemeinsame Antworten finden 
auf die großen Fragen der Zeit (Digita-
lisierung, Transformation, Internationa-

Tarifentwicklung

Das zweite Halbjahr des Tarifjahres 2018 
sowie die ersten Monate des Tarifjahres 
2019 waren geprägt von in der Regel 
reinen Entgeltabschlüssen mit langen 
Laufzeiten von bis zu 36 Monaten. Die 
2018 vereinbarten Tarifsteigerungsra-
ten lagen dabei zwischen knapp unter  
2 Prozent und bis zu 6 Prozent.  

Für das Jahr 2019 prognostiziert der 
Sachverständigenrat zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung einen durchschnittlichen Anstieg 
der tariflichen Stundenverdienste von 
2,6 Prozent (mit Sonderzahlungen). Die 
ersten Tarifabschlüsse des Jahres 2019, 
insbesondere für die Textil- und Beklei-
dungsindustrie (West), die Papier, Pappe 
und Kunststoffe verarbeitende Industrie, 
den öffentlichen Dienst der Länder so-
wie die Stahlindustrie liegen zwischen 
2,3 und 3,7 Prozent. 

Der Trend, Entgeltvereinbarungen mit 
langen Laufzeiten auszustatten, hat 
sich fortgesetzt. Eine Laufzeit von deut-
lich mehr als 12 Monaten ist in letzter 
Zeit eher die Regel als die Ausnahme. 
Arbeitszeitthemen spielten mit Aus-
nahme der Tarifrunde in der Stahlindus-
trie anders als im ersten Halbjahr 2018 

eine untergeordnete Rolle. In der Stahl-
industrie wurde eine neue tarifliche Son-
derzahlung vereinbart, verbunden mit 
der Option, auf diese zu verzichten und 
stattdessen Freizeit zu beanspruchen. 
Eine ähnliche Vereinbarung wurde 2018 
in der M+E-Industrie getroffen. Die 
Deutsche Bahn wiederum hat den vor 
Jahren eingeschlagenen Weg der Eta-
blierung der Option, anstelle einer line-
aren Entgelterhöhung eine Arbeitszeit-
verkürzung oder mehr Urlaub zu wählen, 
fortgesetzt. 

Erwähnenswert ist, dass im Jahre 
2018 in Deutschland rund eine Million 
Arbeitstage streikbedingt ausgefallen 
sind, womit sich das Arbeitskampfvolu-
men gegenüber dem Jahr 2017 mehr als 
vervierfacht hat. Auch die Streikbeteili-
gung fiel deutlich höher aus: Sie stieg 
von 131.000 Streikteilnehmerinnen und 
-teilnehmern im Jahr 2017 auf knapp  
1,2 Millionen im Jahr 2018. Dieser deut-
liche Anstieg ist zurückzuführen auf die 
umfangreichen Streikaktionen während 
der Metall-Tarifrunde Anfang 2018. Al-
lein auf diesen Arbeitskampf entfielen 
rund 60 Prozent aller Ausfalltage sowie 
mehr als drei Viertel aller Streikbeteilig-
ten des Jahres 2018. 

lisierung). Dieses Vertrauen entsteht 
nicht qua staatlicher Anordnung: Dieses 
Vertrauen müssen sich die Sozialpart-
ner – gemeinsam! – erarbeiten, etwa 
durch innovative, schlanke und flexible 
Tarifverträge, aber auch durch eine stil-
prägende Kultur des Zuhörens und Mit-
einanderumgehens. 

Flexible Lösungen sind 
gefragt

Flexibilisierungsinstrumente, die den 
Betrieben ermöglichen, von flächenta-

Tarif und Arbeitszeit
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Chemische Industrie
Abschluss: 20. September 2018 
Laufzeit 15 Monate: 
August 2018 bis Oktober 2019 
Pauschalbetrag von 280 Euro für  
August und September 2018, differen-
zierbar bei besonderen wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten, 3,6 % ab Oktober 
2018 
Erhöhung des tariflichen Urlaubsgeldes 
von 614 Euro auf 1.200 Euro pro Jahr

Schienenverkehrs-Dienstleistungen 
(Deutsche Bahn) 
Abschluss: 14. Dezember 2018 mit EVG 
(im Wesentlichen gleichlautender Ab-
schluss mit der GdL am 4. Januar 2019) 
Laufzeit 29 Monate:  
Oktober 2018 bis Februar 2021  
Einmalzahlung von 1.000 Euro für  
Oktober 2018 bis Juni 2019 
3,5 % ab Juli 2019, 2,6 % ab Juli 2020 
Wahlmöglichkeit: lineare Entgelter-
höhung von 2,6 % ab Juli 2020 oder 
Arbeitszeitverkürzung um 52 Stunden 
oder zusätzlich 6 Urlaubstage

Textil- und Bekleidungsindustrie 
(West)
Abschluss: 13. Februar 2019 
Laufzeit 24 Monate:  
Februar 2019 bis Januar 2021 
Einmalzahlung von 340 Euro für den 
Zeitraum Februar 2019 bis Juli 2019 
2,6 % ab August 2019, 2,3 % ab  
September 2020 
Erhöhung des Urlaubsgeldes um 2,6 % 
in 2019 und um 2,3 % in 2020

Papier, Pappe und Kunststoffe verar-
beitende Industrie
Abschluss: 20. Februar 2019 
Laufzeit 27 Monate:  
November 2018 bis Januar 2021 
Vier Nullmonate, 2,8 % ab März 2019, 
2,7 % ab März 2020

Öffentlicher Dienst (Länder)
Abschluss: 2. März 2019 
Laufzeit 33 Monate:  
Januar 2019 bis September 2021 
3,2 % ab Januar 2019, 3,2 % ab  
Januar 2020, 1,4 % ab Januar 2021 
Differenzierte Erhöhungen in Abhän-
gigkeit von Entgeltgruppen und Be-
schäftigtengruppen

Ausgewählte Tarifabschlüsse des Berichtszeitraums Mai 2018 bis Mai 2019 für NRW

Papiererzeugende Industrie
Abschluss: 6. März 2019 
Laufzeit 18 Monate: 
März 2019 bis August 2020 
3,0 % ab März 2019  
Verdoppelung des tariflichen Urlaubs-
geldes von 600 auf 1.200 Euro für 
Vollzeitbeschäftigte ab 2020

Stahlindustrie
Abschluss: 17. März 2019 
Laufzeit 26 Monate:  
Januar 2019 bis Februar 2021 
Pauschalzahlung von 100 Euro für  
Januar und Februar 2019, 3,7 % ab  
1. März 2019, Einführung einer zusätz-
lichen tariflichen Vergütung in Höhe 
von 1.000 Euro pro Kalenderjahr ab  
1. März 2020, umwandelbar in freie 
Tage

Druckindustrie
Abschluss: 2. Mai 2019 
Laufzeit 28 Monate 
Mai 2019 bis August 2021 
2,4 % ab Mai 2019 
2,0 % ab Juni 2020 
1,0 % ab Mai 2021

rifvertraglichen Standards abzuweichen 
und die unter anderem dem Mittelstand 
signalisieren: „Wir haben verstanden!“, 
können ein erfolgreiches Mittel zur Stär-
kung der Tarifautonomie sein. Nicht dazu 
gehören Streikexzesse, knallharte Inte-
ressenpolitik und oder gar dann der Ruf 
nach dem Gesetzgeber, wenn eigene 
Ziele in Verhandlungen mit dem Sozi-
alpartner nicht durchsetzbar sind. Mit 
derartigen Offenbarungseiden verbrämt 
man nicht nur das Produkt, das man 
stärken will, sondern redet auch einer 
Selbstverzwergung der Tarifautonomie 
das Wort. Quelle: WSI auf Basis nationaler Statistiken. Nur Privatwirtschaft; Frankreich 2008 bis 2016.

STREIKWELTMEISTER FRANKREICH

Dänemark

USA Schweiz

118 116 57

16 5 1

Frankreich Spanien

Deutschland

Arbeitskampfbedingt ausgefallene Arbeitstage pro 1.000 Beschäftigte. 
Jährlicher Durchschnitt von 2008 bis 2017:
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Das Befristungsrecht ist nach wie vor 
im Fokus. Das gilt insbesondere für 
die erleichterte Befristung, die fälschli-
cherweise als „willkürliche“ Befristung 
betitelt wird. Gerade diese erleichterte 
Befristung ist für Unternehmen, die die 
Auftragslage nicht zuverlässig beurtei-
len können, von größter Bedeutung. Sie 
nutzen dieses Gestaltungsmittel verant-
wortungsvoll und zurückhaltend. 

Problematische Befristungen befinden 
sich in erster Linie im Bereich des öf-
fentlichen Dienstes. Es gibt etwa das In-
strument der Haushaltsbefristung, das 
Kettenbefristungen über Jahre hinaus 

rechtfertigt. Solche Befristungen sind 
im Bereich der Privatwirtschaft nicht 
anzutreffen. Es wird also wieder einmal 
eine Scheindebatte geführt, die sich in 
der Öffentlichkeit gut „verkaufen“ lässt. 
Mit der Wirklichkeit hat all dies nichts 
zu tun. Die Abschaffung der erleichter-
ten Befristungen nützt niemandem. Im 
Gegenteil: Sie ist für die Arbeitsplätze 
und die Flexibilisierung der Wirtschaft 
im hohen Maße schädlich.

Wichtiger als diese Scheindebatte wäre 
eine vernünftige Ausgestaltung des Be-
fristungsrechts (Konkretisierung des 
Vorbeschäftigungsverbots, Modifizie-

rung des Schriftformerfordernisses). 
Grundsätzlich sollte Flexibilität nicht be-
schnitten, sondern im Gegenteil geför-
dert werden. Im Mittelpunkt steht dabei 
insbesondere der erhebliche Reformbe-
darf im Arbeitszeitrecht. 

Anachronismen im 
Arbeitszeitrecht 

Das Arbeitszeitgesetz (ArbZG) ist in die 
Jahre gekommen. Viele Bestimmun-
gen passen nicht mehr in die Arbeits-
welt 4.0. Es besteht ganz erheblicher 
Reformbedarf. Es ist zwar richtig, dass 

BELASTUNGEN  
FÜR DIE  
WIRTSCHAFT 
•• 	Sachgrundlose Befristung als wichtiges Mittel  
der Flexibilisierung 

•• 	Erheblicher Reformbedarf beim Arbeitszeitrecht
•• 	Einfluss von europäischem Recht auf  
deutsches Arbeitsrecht wächst
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europäische Vorgaben keine grundle-
genden Änderungen im deutschen Ar-
beitszeitgesetz zulassen. Eine behut-
same Flexibilisierung ist aber – auch 
ohne Einschränkungen des Arbeitneh-
merschutzes – möglich und dringend 
geboten. Beispielsweise ist es lebens-
fremd, dass ein Arbeitnehmer, der um 
23 Uhr eine berufliche E-Mail liest oder 
schreibt, gemäß § 5 ArbZG erst nach 
einer elfstündigen Ruhepause wieder 
seine Arbeit aufnehmen darf. Es bedarf 
hier dringend einer sach- und praxisge-
rechten Anpassung. 

Fraglicher Rechtsanspruch 
auf Telearbeit 

Bereits heute räumen zahlreiche Un-
ternehmen ihren Beschäftigten die 
Möglichkeit ein, teilweise oder ganz 
zu Hause zu arbeiten. Ein gesetzlicher 

„ÜBERLEGUNGEN ZUR EINFÜHRUNG 
EINER GRUNDRENTE SIND ABZULEH-
NEN“

 	 Was soll Inhalt einer „Grundrente“ sein?
Nach dem Koalitionsvertrag der Regierungsparteien soll 
Versicherten, die 35 Jahre an Beitragszeiten oder Zeiten 
der Kindererziehung bzw. Pflegezeiten aufweisen, ein re-
gelmäßiges Alterseinkommen 10 Prozent oberhalb des re-
gionalen Grundsicherungsbedarfs zugesichert werden. Die 
SPD will dies sogar ohne Bedürftigkeitsprüfung einführen.

 	 Welche Kritikpunkte gibt es zu einem solchen Vor-
haben?
Mit der Einführung einer solchen „Grundrente“ würden 
viele Versicherte, die sich mit mindestens 35 Versiche-
rungsjahren wegen geringer Beitragseinzahlung nur eine 
relativ niedrige Rente aufgebaut haben, eine die gesetz-
liche Rentenversicherung schon heute finanziell überfor-
dernde Aufwertung ihrer Rente erfahren. Für nachfolgende 
Generationen ist eine solche zusätzliche Belastung der 
gesetzlichen Rentenversicherung völlig untragbar.

 	 Ist die Einführung einer solchen „Grundrente“ 
nicht zur Abwehr von Altersarmut geboten?
Unser heutiges Sozialleistungssystem sieht bereits vor, 
dass Versicherte, die mit einer geringen Altersrente als 
bedürftig anzusehen sind, zusätzliche Leistungen der 
Grundsicherung von den Sozialämtern erhalten können. 
Auf diese Weise ist ordnungspolitisch korrekt sicherge-
stellt, dass Altersarmut mit einer steuerfinanzierten Grund-
sicherung zu begegnen ist; dies kann nicht Aufgabe der im 
Wesentlichen beitragsfinanzierten gesetzlichen Rentenver-
sicherung sein.

RA Hans-Wilhelm 
Köster,  
Mitglied der 
Hauptgeschäfts-
führung, Fachbe-
reichsleiter Recht

Rechtsanspruch auf einen sogenannten 
„Homeoffice -Arbeitsplatz“ (Telearbeits-
platz) besteht bisher nicht. Die SPD-Bun-
destagsfraktion hat jüngst erklärt, ein 
Recht auf mobiles Arbeiten und Home-
office gesetzlich verankern zu wollen. 
Bisher wird lediglich in § 2 Abs. 7 der 
Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) 
definiert, wann ein Telearbeitsplatz vor-
liegt und welche Pflichten den Arbeit-
geber bei Einrichtung eines solchen 
Arbeitsplatzes treffen. Telearbeitsplätze 
sind danach nur vom Arbeitgeber fest 
eingerichtete Bildschirmarbeitsplätze im 
Privatbereich der Beschäftigten. 

Gewiss kann die Einrichtung von Te-
learbeitsplätzen zur Verbesserung der 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
(Betreuung von Kindern und pflegebe-
dürftigen Personen) sowie zur Verbesse-
rung der allgemeinen Verkehrs- und Um-
weltlage (Reduzierung der Wegefahrten 

zum Arbeitsplatz) beitragen. Ein gesetzli-
cher Anspruch auf Telearbeit würde aber 
den individuellen Rahmenbedingungen 
in den Betrieben nicht Rechnung tragen. 
Unternehmen mit hohen Bürodienstleis-
tungen werden leichter Telearbeitsplätze 
einrichten können, in anderen Unterneh-
men ist dies nahezu ausgeschlossen. 
Zudem werden kleinere Betriebe weder 
die zusätzlichen Kosten für die Einrich-
tung von Telearbeitsplätzen aufbringen 
noch sich den zusätzlichen Aufwand für 
die Gewährleistung der Datensicherheit 
leisten können. 

Selbst die Einführung eines konditionier-
ten Anspruchs auf Telearbeit – wie es 
das BMAS offenbar erwägt – würde die 
Unternehmen vor erhebliche Herausfor-
derungen stellen. Der Aufwand, den Un-
ternehmen betreiben müssten, um im 
Einzelnen darzulegen, warum der von 
Beschäftigten erwünschte Telearbeits-
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platz für das Unternehmen nicht gestalt-
bar oder finanzierbar ist, wäre immens 
hoch. Außerdem würde der Gesetzge-
ber durch eine solche Regelung massiv 
in die organisatorische Gestaltung der 
Arbeitsabläufe und mithin in die unter-
nehmerische Entscheidungsfreiheit ein-
greifen. Richtiger erscheint es deshalb, 
auf freiwillige Vereinbarungen zu setzen, 
zumal in diesem Fall die Akzeptanz für 
die Schaffung von Telearbeitsplätzen auf 
beiden Seiten deutlich höher ausfallen 
wird.

Zunehmender Einfluss des 
europäischen Arbeitsrechts

Das Verhältnis zwischen deutschem und 
europäischem Arbeitsrecht wird immer 
komplizierter. Die Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofes (EuGH) hat 
in den letzten Jahren die Rechtsanwen-
dung in Deutschland maßgeblich und 
nachhaltig verändert. Der EuGH hat da-
bei auch das deutsche Urlaubsrecht auf 
den Kopf gestellt. 

Während nach deutschem Verständnis 
der Urlaub der Erholung dient, stellt der 
EuGH den fiskalischen Aspekt des Ur-
laubs in den Vordergrund. Selbst wenn 
das Arbeitsverhältnis ruht, soll nach 
Vorstellung des EuGH ein Urlaubsan-
spruch – und ihm folgend ein Urlaubs-
abgeltungsanspruch – entstehen. Der 
Urlaubsabgeltungsanspruch soll zudem 
auch auf die Erben der verstorbenen Be-
schäftigten übergehen. Der Urlaubsan-
spruch degeneriert damit zusehends zu 
einem reinen finanziellen Abgeltungsan-
spruch. 

Während das deutsche Urlaubsrecht für 
jeden erkennbar regelt, dass der Urlaub 
am Ende des Jahres beziehungsweise 
in Ausnahmefällen nach einem Über-
tragungszeitraum von drei Monaten 
verfällt, verlangt der EuGH, dass die 
Unternehmen ihren vermeintlich mün-
digen Beschäftigten zur Urlaubsnahme 
auffordern sollen. Andernfalls könne 

der Urlaub nicht verfallen. Das hat Kon-
sequenzen: Das Bundesarbeitsgericht 
(BAG) vollstreckt nur noch die Entschei-
dungen des EuGH. Diese Rechtsent-
wicklung ist bedenklich, da hierdurch 
die deutschen Besonderheiten des Ar-
beitsrechts nicht mehr hinreichend be-
rücksichtigt werden. 

Eine ähnliche Entwicklung zeigt sich im 
Recht der Massenentlassung ab. Der 
EuGH stuft etwa Fremdgeschäftsführer 
einer GmbH sowie leitende Angestellte 
als Arbeitnehmer im Sinne der Massen-
entlassungsrichtlinie ein. Ebenso unklar 
ist, welches Arbeitnehmergremium der 
Arbeitgeber bei der Massenentlassung 
als Konsultationspartner einbeziehen 
muss. Nach deutschem Verständnis 
kann dies bei einem gemeinsamen Be-
trieb mehrerer Unternehmen nur die bei 
dem „Gemeinschaftsbetrieb“ gebildete 
Arbeitnehmervertretung sein. 

Rechtsunsicherheit für 
Unternehmen steigt

Die Beurteilung der Rechtslage kann bei 
der Anwendung des vom EuGH entwi-
ckelten Betriebsbegriffs dagegen völlig 
anders ausfallen. Der Rechtsanwender 
bleibt hilflos zurück und wird im Zwei-
felsfall angesichts der drohenden hohen 
finanziellen Risiken beide Gremien an-
hören. 

Der Arbeitgeber muss bei Durchführung 
einer Massenentlassung somit einer-
seits die jeweilige Rechtsprechung des 
EuGH und des BAG sowie deren Zu-
sammenspiel kennen und andererseits 
etwaige Widersprüche zwischen beiden 
Entscheidungsebenen auflösen. 

Zusammenfassend ist festzustellen: 
Der Rechtsanwender mag und kann 
sich nicht mehr allein auf die deutsche 
Rechtsprechung verlassen. Er muss je-
derzeit damit rechnen, dass eine lang-
jährige und bewährte Rechtsprechung 
durch den EuGH überstimmt wird. 

ALTERSVERSORGUNG  
IM FOKUS 
 
Die Zukunft der Altersversorgung ist in 
Politik und Öffentlichkeit zu einem zen-
tralen Thema geworden. Kein Wunder, 
wird doch die Diskussion häufig von 
der Sorge getragen, dass allein schon 
wegen der demografischen Entwick-
lung zumindest die erste Säule der 
Alterssicherung, also die gesetzliche 
Rente, nicht zukunftssicher ist. Des-
halb wird auch der Ruf laut nach einer 
Verstärkung der zweiten Säule, also 
der betrieblichen Altersversorgung, 
und der dritten Säule, also der privaten 
Altersvorsorge etwa im Rahmen von 
privaten Riester-Verträgen.

Druck auf Unternehmen  
nimmt zu 
Für die Unternehmen sind Fragen zur 
Entwicklung der Altersvorsorge al-
lein schon vor dem Hintergrund sehr 
bedeutsam, dass sie bei der gesetz-
lichen Rente sowie oft auch bei der 
betrieblichen Altersversorgung ganz 
erheblich an der Finanzierung beteiligt 
sind. Hier gilt es Wege zu finden, um 
einerseits die Altersversorgung zu-
kunftssicher zu machen, andererseits 
dies nicht mit zusätzlichen Belastun-
gen für die Unternehmen zu verknüp-
fen, die die wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit beeinträchtigen. 

In diesem Zusammenhang ist auch 
zu berücksichtigen, dass ständig stei-
gende Ausgaben in den Bereichen 
Gesundheit und Pflege zu vorher-
sehbar stark steigenden Beiträgen in 
diesen Sozialversicherungszweigen 
führen werden. So ist bereits der 
Pflegekassenbeitrag Anfang 2019 um 
0,5 Prozentpunkte auf 3,05 Prozent 
angehoben worden. Zudem sind die 
Arbeitgeber seit Anfang des Jahres 
zur gesetzlichen Krankenversicherung 
mit der Hälfte des kassenindividuellen 
Zusatzbeitrages belastet worden, der 

Arbeits- und Sozialrecht
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zuvor allein von den Arbeitnehmern 
getragen wurde. Weitere Beitragsan-
hebungen gerade zu diesen beiden 
Sozialversicherungszweigen sind in der 
Zukunft sicher zu erwarten. 

Wirtschaftliche Stabilität darf nicht 
gefährdet werden 
Umso mehr muss zur Wahrung der 
wirtschaftlichen Stabilität für die Zu-
kunft in den Säulen der Alterssiche-
rung auf einen von den Unternehmen 
tragbaren Rentenversicherungsbeitrag 
geachtet werden. Nach dem Koaliti-
onsvertrag soll dies in der gesetzlichen 
Rentenversicherung zumindest bis 
zum Jahr 2024 sichergestellt sein. Für 
die weitere Entwicklung der gesetz-
lichen Rentenversicherung soll eine 
von der Bundesregierung eingesetzte 
Rentenkommission Ideen entwickeln. 

Jetzt und in Zukunft muss die Vermei-
dung jeglicher Leistungserweiterungen 
vorrangige Maßnahme zur Stabilisie-
rung der gesetzlichen Renten sein. 
Zusätzliche Ausgaben belasten auch 
die kommenden Generationen.

Vor diesem Hintergrund waren bereits 
die Ausgabenerweiterungen im Zuge 
des vorgezogenen Altersrentenzugangs 
für besonders langjährig Versicherte, 
der Mütterrenten sowie der Erwerbs-
minderungsrenten problematisch. Mit 
Nachdruck sind die Überlegungen aus 
dem Koalitionsvertrag, Versicherten 
mit 35 Versicherungsjahren eine hohe 
Mindestrente zu garantieren, abzu-
lehnen. Dies wäre bereits ungerecht 
gegenüber denjenigen Versicherten, 
die sich eine solche Rente durch Bei-
tragszahlungen tatsächlich aufgebaut 
haben. Vor allem aber würde dies zu 
einer Erweiterung der Rentenausgaben 
und damit einer massiven zusätzlichen 
finanziellen Belastung der Rentenversi-
cherung führen, die gerade im Hinblick 
auf nachfolgende Generationen völlig 
untragbar ist.

Diskutable Denkansätze  
für stabile Renten 
Es gibt durchaus Denkansätze, die 
einer mittel- und langfristigen Stabi-
lisierung des gesetzlichen Renten-
niveaus dienlich sein können. So 
kann es insoweit weiterführend sein, 
wenn während des Erwerbslebens 
Höherversicherungsbeiträge zur Ren-
tenversicherung geleistet werden 
könnten. Bislang gibt es nach § 187 
a SGB VI nur die Möglichkeit, dass 
Arbeitnehmer ab dem 50. Lebensjahr 
zusätzliche Zahlungen an die Ren-
tenversicherung leisten können, um 
Rentenabschläge bei einem späteren 
vorgezogenen Altersrentenbezug zu 
vermeiden. Insoweit gibt es sogar 
einen gesetzlichen Anreiz, Abfindungs-
zahlungen zur Kompensation der spä-
teren Rentenminderung an die Ren-
tenversicherung zu leisten: Die Hälfte 
der Abfindung, die in die gesetzliche 
Rentenversicherung eingebracht wird, 
bleibt steuerfrei. Eine solche Einzah-
lung wird dann später zur Erweiterung 
des Rentenanspruchs für den Fall 
herangezogen, dass der Arbeitnehmer 
dann doch nicht in eine vorgezogene 

Altersrente geht, sondern später die 
abschlagsfreie Regelaltersrente nutzt. 

Weiterhin sind die bereits bestehen-
den Überlegungen zumindest diskuta-
bel, die Beitragsbelastung auf Leistun-
gen der betrieblichen Altersversorgung 
sowie aus Versorgungswerken zu 
reduzieren. Derzeit müssen Versor-
gungsempfänger auf diese Leistungen 
einen vollen Krankenkassenbeitrag 
abführen, während auf die gesetzliche 
Altersrente wegen eines Zuschusses 
des Rentenversicherungsträgers nur 
der halbe Beitrag zu leisten ist. 

Für einen Ausbau der betrieblichen 
Altersversorgung hat der Gesetzgeber 
durch das Betriebsrentenstärkungsge-
setz wichtige Anreize gesetzt. Leider 
hat der Gesetzgeber zugleich diese 
positiven Impulse durch den neuen 
gesetzlichen Arbeitgeberzuschuss zur 
Entgeltumwandlung abgeschwächt, 
weil dessen Umsetzung die Unterneh-
men vor große administrative Heraus-
forderungen und ungeklärte Rechts-
fragen stellt.

Quelle: Statista 2019

EURO
Die Leistungen der betrieblichen Altersversorgung und der Zusatzversorgung 
im öffentlichen Dienst sind in Deutschland in den letzten Jahrzehnten stetig 
gestiegen auf zuletzt rund 27 Milliarden Euro.

DEUTSCHE ALTERSVERSORGUNG –  
LEISTUNGEN WACHSEN

27 MRD.
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UNTERNEHMER 
NRW „ON AIR“
•• Kohleausstieg nur bei  
absoluter Versorgungssicherheit

•• Europa das Beste, was diesem Kontinent  
je passiert ist

•• Deutschland braucht 	zukunftsorientierte  
Wirtschaftspolitik

Als die Bundesregierung im Sommer 
2018 die Kohlekommission beauftragt, 
binnen eines halben Jahres ein kon-
sensfähiges Konzept für den Ausstieg 
aus der Kohleverstromung zu entwi-
ckeln, warnt NRW-Unternehmerprä-
sident Arndt G. Kirchhoff im Juni in 
einem Gastbeitrag für die FAZ davor, am 
grünen Tisch ein Wettrennen über den 
frühesten Ausstiegstermin zu veranstal-
ten. „Dreht uns nicht den Saft ab“, for-
dert er in Sorge um die Gewährleistung 
von Versorgungssicherheit zu jeder Se-
kunde und wettbewerbsfähige Preise. 
In einem weiteren Gastbeitrag für die 
Rheinische Post bezeichnet er Anfang 

Juli die schwarz-rote Bundesregierung 
„eher als Vertreter einer umfassen-
den Verteilungspolitik und weniger als 
Verfechter einer zukunftsorientierten 
Wirtschaftspolitik“. Auf dem Unterneh-
mertag moniert er, nach dem „Berliner 
Theater der letzten Wochen gebe die 
Bundesregierung ein noch katastro-
phaleres Bild ab als die Fußball-Natio-
nalmannschaft bei der WM“. So zitiert 
ihn tags darauf die Rheinische Post. 
Der NRW-Landesregierung bescheinigt 
Kirchhoff, so schreibt die Westdeutsche 
Zeitung, gleich zu Beginn der Legisla-
tur ein ordentliches Tempo im Aufhol-
prozess der Wirtschaftsstandorte, fügt 

aber die Forderung hinzu, dabei nicht 
nachzulassen. 

 
Debatte um Kohleausstieg

Als im August die Demonstrationen um 
den Hambacher Forst einen vorläufigen 
Höhepunkt erreichen, trifft sich Kirch-
hoff mit der DGB-Vorsitzenden Anja 
Weber zu einem Interview mit dem Köl-
ner Stadt-Anzeiger. Die gemeinsame 
Botschaft: Die Politik dürfe sich nicht 
von den Kohlegegnern zu einem Kami-
kaze-Kohleausstieg erpressen lassen, 
der die Versorgungssicherheit gefährde 

Foto: unternehmer nrw 
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und einen Kahlschlag bei Arbeitsplätzen 
befürchten lasse. Ende August ist der 
NRW-Unternehmerpräsident zu Gast 
in der ARD-Talkshow „Anne Will“, in 
der über die Notwendigkeit einer qua-
lifizierten Zuwanderung diskutiert wird. 
Dabei lehnt Kirchhoff den sogenannten 
„Spurwechsel“ ab. Bei einem Redakti-
onsbesuch bei der Rheinischen Post im 
September äußert sich Kirchhoff erneut 
zum Kohleausstieg. Der dürfe erst „an 
dem Tag erfolgen, an dem wir absolute 
Versorgungssicherheit haben“. Ange-
sichts der schon heute weltweit höchs-
ten Strompreise fordert er wenig später 
in der WAZ eine Strompreis-Deckelung 
beim Kohleausstieg.

Ruhrgebiet voranbringen

Gemeinsam mit dem Direktor des In-
stituts der deutschen Wirtschaft Köln, 
Prof. Michael Hüther, stellt Kirchhoff im 
Oktober vor der Landespressekonferenz 
eine von unternehmer nrw in Auftrag 
gegebene IW-Studie zur Zukunft des 
Ruhrgebiets vor, bei der er von der Ruhr-
Konferenz der Landesregierung fordert, 
jetzt die Pfunde des Ruhrgebiets heraus-
zustellen und nicht in Problemen und Ri-
siken zu denken. 

Als im Dezember Annegret Kramp-
Karrenbauer zur neuen Vorsitzenden 
der CDU Deutschlands gewählt wird, 
schreibt der NRW-Unternehmerpräsi-
dent in einem Gastbeitrag für die Rheini-
sche Post, die neue Parteichefin „muss 
verhindern, dass Unternehmer aus Ver-
bitterung über einen befürchteten wei-
teren sozialpolitischen Kurs der CDU 
den Rücken kehren“. Die CDU habe 
zuletzt zunehmend wirtschaftspoliti-
sches Profil verloren. Zum Jahreswech-
sel äußert sich Kirchhoff in einem Inter-
view mit der Westfalenpost ausführlich 
zur Energie- und Mobilitätswende, zur 
Landespolitik, zur Ruhr-Konferenz – und 
zur Europawahl: „Die Europawahl ist 
das wichtigste Ereignis im Jahr 2019.“ 
Im Februar nimmt der NRW-Unterneh-

menspräsident zweimal prominent zum 
Ergebnis der Kohlekommission Stellung: 
Im Interview mit dem Kölner Stadt-Anzei-
ger fordert er, die Abschaltung von Kohle-
kraftwerken dann zu verschieben, wenn 
die Leitungen noch nicht gelegt sind, um 
Bevölkerung und Industrie verlässlich mit 
Strom zu versorgen. Und in einem Gast-
beitrag für DIE WELT schreibt Kirchhoff, 
die Wirtschaft stehe zum Kohleausstieg 
bis zum Jahr 2038. Dazu gehöre aber 
auch die Erfüllung der Voraussetzungen, 
„nämlich die Sicherstellung von Versor-
gungssicherheit, Netzausbau und wett-
bewerbsfähigen Preisen“.

 
Flagge zeigen für Europa

Am 12. Februar steigt Kirchhoff auf das 
Dach des 13-stöckigen Verbandsgebäu-
des von unternehmer nrw in Düsseldorf, 
um die Europaflagge zu hissen. In einem 
Brief und im Interview mit der BILD, die 
darüber anderntags exklusiv berichtet, 
fordert er die 80.000 Mitgliedsunterneh-
men im Land auf, spätestens vier Wo-
chen vor der Europawahl vor den Unter-
nehmenszentralen die Europaflagge zu 
hissen. „Wir müssen Flagge zeigen für 
Europa“, sagt er, „weil es das größte 
Friedensprojekt ist.“ Zugleich startet der 
Verband in Nordrhein-Westfalen eine 

breit angelegte Social-Media-Kampagne 
zur Europawahl. Eine Mehrheit von Po-
pulisten und Nationalisten im Europä-
ischen Parlament bei der Europawahl 
müsse verhindert werden, so lautet die 
zentrale Botschaft Kirchhoffs bei der tra-
ditionellen Aschermittwoch-Pressekon-
ferenz im März. „Die Europäische Union 
ist sicher nicht perfekt, aber das Beste, 
was diesem Kontinent in seiner langen 
Geschichte je passiert ist“, diktiert er in 
die Notizblöcke und Mikrofone der Jour-
nalisten.

Beim Redaktionsbesuch bei der Neuen 
Westfälischen in Bielefeld im April hält 
Kirchhoff erneut ein flammendes Plädo-
yer für Europa und fordert die Politik auf, 
nicht länger aus populistischen Motiven 
schlecht über die Europäische Union zu 
reden. Im Mai trifft sich Kirchhoff erneut 
mit den Sozialpartnern zu gemeinsamen 
Interviews – bei der Rheinischen Post 
mit dem Bezirksleiter der IG Metall in 
Nordrhein-Westfalen, Knut Giesler, und 
wenige Tage später mit der WAZ und 
der DGB-Landeschefin Anja Weber. Das 
Thema: die Europawahl am 26. Mai. Un-
geachtet sichtbarer unterschiedlicher 
Interessen eint sie die gemeinsame 
Botschaft an Unternehmer und Beschäf-
tigte: „Wählen gehen für das Vereinte 
Europa.“

„Bei all den Unterschieden und Uneinigkeiten  
ist das Vertrauen vieler Bürger in die Euro-
päische Union groß: Politische Instabilität in 
vielen Mitgliedsländern und wachsendes Ver-
trauen in Europa sind die beiden Seiten der 
gleichen Medaille. (…) Die EU wird offenbar 
von der Mehrheit der Europäer als Schutzraum 
in diesen unsicheren Zeiten empfunden. Ge-

rade die vielen Krisen – wie zuletzt das Brexit-Chaos – haben ihnen vor Augen geführt, 
was sie an der EU haben.“

Jörg Schönenborn, Fernsehdirektor des  
Westdeutschen Rundfunks (WDR), 8.4.2019�  www.wirtschaftsblog.nrw

KLARTEXT IM WESTEN
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ARD-Talk „Anne Will“

Rheinische Post – Redaktionsbesuch Neue Westfälische – Redaktionsbesuch

Rheinische Post – Doppelinterview mit Knut Giesler (IG Metall) Landespressekonferenz – IW-Gutachten

unternehmer nrw in den Medien
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Journalistenreise – Ausbildung

Deutschlandfunk – Interview zur Energiewende 

Rheinische Post

Kölner Stadt-Anzeiger

Frankfurter Allgemeine ZeitungWDR 5 – Brexit-Interview

Aschermittwoch – Pressegespräch

Kölner Stadt-Anzeiger – Doppelinterview mit Anja Weber (DGB NRW)

WAZ – Doppelinterview mit Anja Weber (DGB NRW)

Also, die größte Sorge der Unternehmen ist 
die Versorgungssicherheit. (...) Denn an erster 
Stelle brauchen wir im Millisekunden-Bereich 
Strom, damit unsere komplizierter werdenden 
Maschinen und Prozesse überhaupt laufen.

 

Arndt G. Kirchhoff

Die Folgen eines Brexits ohne Austrittsver-
trag wären absolut nicht absehbar und wir 
müssten chaotische Zustände befürchten.

 
Arndt G. Kirchhoff 

BILD – Interview

Fotos: Dennis Angenendt, NDR/Wolfgang Borrs, Kai Kitschenberg, Andreas Krebs, unternehmer nrw



unternehmer nrw46

NACHWUCHS 
GEWINNEN – 
FACHKRÄFTE 
ENTWICKELN
•• JUNIOR: Schüler werden erfolgreiche Unternehmer
•• Arbeitswelt 4.0:  
Lehrer fit machen für die Digitalisierung

•• Grundbildung und berufliche Weiterbildung

JUNIOR: Erfolgreiche 
Schülerfirmen in NRW

Die Schülerfirmen Düsselcycle vom 
Max-Planck-Gymnasium in Düsseldorf 
und Radellos vom Mädchengymnasium 
Essen-Borbeck haben den diesjährigen 
JUNIOR Landeswettbewerb in Nord-
rhein-Westfalen gewonnen. Die Freude 
war groß, als Christoph Dammermann 
(Staatssekretär des Ministeriums für 
Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung 
und Energie des Landes Nordrhein-
Westfalen) und Dietmar Meder (Vor-
sitzender des Bildungswerks NRW) 
die Sieger in der DJH-Jugendherberge 

Düsseldorf verkündeten. Nun dürfen die 
Jungunternehmer im Juni auf dem JU-
NIOR Bundeswettbewerb für NRW an-
treten und haben die Chance, Deutsch-
lands beste Schülerfirma zu werden. 

Arbeitswelt 4.0: 
Impulse für die  
Lehrkräfteausbildung 

Im Rahmen der Fortbildung „Arbeits-
welt 4.0: Welche Impulse lassen sich 
hieraus für die Lehrkräfteausbildung 
ableiten?“ haben sich Vertreterinnen 
und Vertreter der Zentren für schulprak-

tische Lehrerausbildung darüber infor-
miert, zu welchen Veränderungen es in 
der Arbeitswelt durch die Digitalisierung 
kommt. Die Fortbildung wurde gemein-
sam vom Ministerium für Schule und 
Bildung NRW, SCHULEWIRTSCHAFT 
NRW und unternehmer nrw angebo-
ten. Sie fand am 27. März 2019 bei 
der KIRCHHOFF Group in Iserlohn im 
Unternehmen des NRW-Unternehmer-
präsidenten statt. Durch einen Infor-
mationsaustausch mit Vertretern des 
Unternehmens sowie eine Betriebser-
kundung wurde anschaulich, was Di-
gitalisierung konkret heißt und welche 
Aspekte für eine erfolgreiche Gestaltung 

Foto: unternehmer nrw
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wichtig sind. Zudem wurde im Rahmen 
eines Dialogforums diskutiert, welche 
Kompetenzen in der digitalen Arbeits-
welt von besonderer Bedeutung sind, 
wie sich Veränderungsprozesse gestal-
ten lassen und wie die Mitarbeiter dabei 
mitgenommen werden können.

MINT SCHULE NRW: Das 
größte Sek-I-Exzellenz-
Netzwerk bundesweit

Im Dezember 2018 fand bei unter-
nehmer nrw die Informationsveranstal-
tung für MINT SCHULE NRW statt. Der 
stellvertretende Hauptgeschäftsführer 
von unternehmer nrw, Johannes Pötte-
ring, stellte in seiner Begrüßung heraus, 
dass in Schulen und Unternehmen wei-
terhin dringend gut ausgebildete MINT-
Lehrkräfte sowie MINT-Fachkräfte be-
nötigt werden. Der Abteilungsleiter für 
Allgemeinbildende Schulen, Förderschu-
len und Inklusive Bildung des Schulmi-
nisteriums, Ralph Fleischhauer, lobte 
den Beitrag des Exzellenz-Netzwerks 
MINT SCHULE NRW, junge Menschen 
für den MINT-Lehrerberuf zu begeistern. 
Mit 69 zertifizierten Schulen ist MINT 
SCHULE NRW bundesweit das größte 
MINT-Exzellenz-Netzwerk für die Sekun-
darstufe I (Stand: April 2019). 

Internetplanspiele für 
Schüler und Azubis

Ökonomische Bildung ist ein wesentli-
cher Bestandteil der Allgemeinbildung. 
Das BWNRW vermittelt daher in Inter-
netplanspielen für Schülerinnen und 
Schüler der Sekundarstufe II sowie für 
Auszubildende grundlegende wirtschaft-
liche Kompetenzen für die Führung eines 
Unternehmens.

In diesem Schuljahr nahmen 166 Spiel-
gruppen am Schülerplanspiel „Wirt-
schaft“ teil. In der Endrunde im Haus 
unternehmer nrw siegten im März 2019 
die Schüler vom Berufskolleg Fach-
schule für Gartenbau, die aus Essen den 
Weg nach Düsseldorf gefunden hatten. 
Diese belegten auch den dritten Platz 
und freuten sich über die Geldpreise, 
die unternehmer nrw ausgelobt hatte. 
Zweiter wurde ein Team des Erich-Gu-
tenberg-Berufskollegs aus Köln. 

Im März 2019 fand zudem in der Düs-
seldorfer Jugendherberge die Endrunde 
der besten Teams des Internetplanspiels 
MARKT & WETTBEWERB für Auszubil-
dende statt. In einem Wettkampf konn-
ten sich binnen zwei Tagen die besten 
sieben von insgesamt 37 gestarteten 
Azubi-Teams miteinander messen. Um 

Twitter: Sechs Talentschulen kommen aus  
dem Netzwerk MINT SCHULE NRW.

Vertreter der Zentren für schulpraktische Lehrerausbildung bei der KIRCHHOFF Group  
in Iserlohn

Gewinner JUNIOR Landeswettbewerb: Schüler-
firmen Düsselcycle vom Max-Planck-Gymnasium in 
Düsseldorf und Radellos vom Mädchengymnasium 
Essen-Borbeck�  
� Fotos: BWNRW

Bildungswerk der Nordrhein-Westfälischen Wirtschaft (BWNRW)
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das eigene Spielunternehmen möglichst 
erfolgreich am Markt zu etablieren, 
mussten in der Endrunde über sechs 
Geschäftsperioden hinweg unterneh-
merische Entscheidungen getroffen 
und schwierige Situationen gemeis-
tert werden. Den ersten Platz errangen 
nach einem spannenden Kopf-an-Kopf-
Rennen die Azubis der CANTEC GmbH 
& Co. KG, die den Wanderpokal erneut 
mit nach Essen nehmen konnten. Dort 
findet der Pokal nun nach dem dritten 
Sieg in Folge eine dauerhafte Heimat. 
Der zweite Platz ging an die Mannschaft 
der lekker Energie GmbH aus Heins-

berg, und den dritten Platz belegten die 
Azubis der Wicke GmbH & Co. KG aus 
Sprockhövel.

 
Berufsorientierungstraining 
und BERUFSPARCOURS

Im Berufsorientierungstraining haben 
Schülerinnen und Schüler Gelegenheit, 
ihr praktisches Talent zu testen und per-
sönliche Neigungen zu entdecken. 2018 
konnten 8.128 Schülerinnen und Schüler 
der Jahrgangsstufe 7 von diesem beson-
deren Angebot profitieren. Anknüpfend 

an die Trainings bietet sich die Durch-
führung des BERUFSPARCOURS an. In 
diesem Veranstaltungsformat werden 
Schulen und Unternehmen an einem 
Vormittag zusammengebracht. 

Ausbilder haben die Gelegenheit, poten-
zielle Talente für ihr Unternehmen bei 
Arbeitsproben zu erleben. Auf diesem 
Wege lässt sich passender Nachwuchs 
für den eigenen Betrieb entdecken. Die 
grundlegenden Berufsorientierungstrai-
nings werden durch die Regionaldirek-
tion NRW der Bundesagentur für Arbeit 
gefördert. Der BERUFSPARCOURS ist 

BUNDESVERBAND BETRIEBLICHE 
WEITERBILDUNG 
 
Der Wuppertaler Kreis - Bundesverband betriebliche 
Weiterbildung e. V. nimmt die Interessenvertretung der 
führenden Weiterbildungsunternehmen der deutschen 
Wirtschaft auf Bundesebene wahr. Im März 2019 wurde 
Dr. Peter Janßen in Berlin erneut in den Vorstand des 
Bundesverbandes gewählt. Er übernimmt dort wie in 
den Vorjahren das Amt des Schatzmeisters. Als Vor-
sitzende des Verbandes bestätigt wurde Julia Merkel, 
Mitglied des Vorstands R+V Versicherung AG.

                WUPPERTALER KREIS

AlphaGrund-Schulung beim GaLaBau-Betrieb Pöhler in Bad Driburg und beim Gartenhof Küsters in Neuss Fotos: BWNRW

Foto: WK

Der neu gewählte Vorstand des Wuppertaler  
Kreises, in der Mitte die Vorsitzende Julia Merkel

Bildungswerk der Nordrhein-Westfälischen Wirtschaft (BWNRW)
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ein Angebot zur Nachwuchssicherung 
von METALL NRW. Durchführungsträ-
ger für beide Maßnahmen ist das Tech-
nikzentrum Minden-Lübbecke.

 
AlphaGrund: Grundbildung 
ist Personalentwicklung

In NRW gelten fast eine Million Er-
werbstätige als funktionale Analphabe-
ten. Das BWNRW engagiert sich ge-
meinsam mit anderen Bildungswerken 
der Wirtschaft und dem IW dafür, durch 
betriebsspezifische Maßnahmen der ar-
beitsplatzorientierten Grundbildung die 
Beschäftigungsfähigkeit Betroffener zu 
verbessern. Das Projekt „AlphaGrund“ 
wird im Rahmen der AlphaDekade durch 
das BMBF gefördert. 

Insbesondere in Zeiten zunehmender 
Fachkräfteengpässe besteht eine we-
sentliche betriebliche Herausforderung 
in der (Weiter-)Qualifizierung auch ge-
ringqualifizierter Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter. Nachholende Grundbildung 
für den Arbeitsplatz und die Vermittlung 
entsprechender Basiskenntnisse sind 
dabei oftmals Voraussetzung für eine 
weitergehende berufliche Qualifizierung. 

In Kooperation mit dem Verband Gar-
ten- und Landschaftsbau NRW werden 
entsprechende Pilotschulungen ange-
boten. Bisher nahmen daran mehr als 
60 an- und ungelernte Mitarbeiter aus 
zehn Garten- und Landschaftsbaube-
trieben aus NRW erfolgreich teil. Am 
häufigsten nachgefragt waren diese 
Themen: Deutsch am Arbeitsplatz, Ar-
beitsanweisungen verstehen und um-
setzen, Grundlagen der Teambildung 
und Organisation im Betrieb.

 
Mit Teilqualifizierungen 
schrittweise zur Fachkraft

Mit der ARBEITGEBERINITIATIVE TEIL-
QUALIFZIERUNG haben die Bildungs-
werke der Wirtschaft unter dem Motto 

Expertenrunde zum Thema  
„Grundbildung ist Personalentwicklung“ in Berlin

Quelle: AKTIV, 15.9.2018

„Eine TQ besser!“ ein bundesweit ein-
maliges Angebot zur Nachqualifizierung 
An- und Ungelernter entwickelt. Die 
Teilqualifizierungsangebote der Arbeit-
geberinitiative basieren auf bestehen-
den Ausbildungsberufen und sind ein 
effizientes Instrument zur Fachkräfte-
gewinnung und -sicherung. In sechs 
bis acht Modulen erwerben die Teilneh-
mer schrittweise alle Kompetenzen des 
gesamten Berufes. In NRW erfolgt die 
Umsetzung der Arbeitgeberinitiative in 
einer Kooperation des BWNRW mit der 
Fortbildungsakademie der Wirtschaft 
gGmbH (FAW).

Jedes TQ-Modul wird mit einem qualifi-
zierten Zertifikat, basierend auf einer prü-
fungsähnlichen Kompetenzfeststellung, 
abgeschlossen. Die Bildungswerke der 
Wirtschaft stellen im Rahmen der Ar-
beitgeberinitiative sicher, dass die von 
der Bundesagentur für Arbeit verbindlich 
vorgegebenen Standards bundesweit 
einheitlich gewährleistet werden. Beim 
Deutschen Arbeitgebertag 2018 in Berlin 
präsentierte die Arbeitsgemeinschaft der 
Bildungswerke der Deutschen Wirtschaft 
e. V. (ADBW) ihr gemeinsames Angebot.

Arbeitgeberpräsident Ingo Kramer informiert sich am Stand der ADBW beim Deutschen 
Arbeitgebertag über die bundesweiten Projekte der Bildungswerke der Wirtschaft.

Foto: Simone M. Neumann

Foto: BMBF / Plambeck
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AOK Rheinland/Hamburg

–– Verwaltungsrat

–– Fachausschuss Versorgung

–– Fachausschuss 
Grundsatzfragen

unternehmer nrw
Landesvereinigung der Unternehmensverbände Nordrhein-Westfalen e.V.

UNTERNEHMER NRW IST VERTRETEN IN DER GERICHTSBARKEIT, IN DER 
SOZIALEN SELBSTVERWALTUNG UND IM ÖFFENTLICH-RECHTLICHEN RUNDFUNK

Medizinischer Dienst der 
Krankenversicherung Nordrhein

–– Verwaltungsrat

–– Finanzausschuss

–– Prüfungsausschuss

–– Erledigungsausschuss

Medizinischer Dienst der 
Spitzenverbände der Kranken-
kassen

–– Konferenz der Selbstverwalter

–– Kooperationsrat

Ministerium für Arbeit,  
Gesundheit und Soziales

–– Fachbeirat Partizipation

Deutsche Rentenversicherung 
Bund

–– Widerspruchsausschuss Bonn

–– Widerspruchsausschuss  
Düsseldorf

–– Widerspruchsausschuss Essen

Deutsche Rentenversicherung 
Rheinland

–– Vorstand

Landschaftsverband Rheinland 
Integrationsamt

–– Widerspruchsausschuss

–– Beratender Ausschuss zur 
Beschäftigung von behinderten 
Menschen

Berufsgenossenschaft Holz und 
Metall

–– Widerspruchsausschuss

Berufsgenossenschaft  
Energie Textil Elektro 
Medienerzeugnisse

–– Widerspruchsausschuss

Landesgesundheitskonferenz

–– Vorbereitender Ausschuss

–– Lenkungsgruppe zur Landesini-
tiative „Gesundheitsförderung 
und Prävention“

Landessozialgericht 
Nordrhein-Westfalen

–– Ausschuss der ehrenamtlichen 
Richterinnen und Richter

Ausschuss zur Beratung von 
Richtern zur Sozialgerichtsbarkeit

Deutsche Rentenversicherung 
Westfalen

–– Vertreterversammlung

–– Widerspruchsausschuss

Westdeutscher Rundfunk Köln

–– WDR Rundfunkrat

Regionaldirektion NRW der  
Bundesagentur für Arbeit

–– Beirat

–– Arbeitsmarktpolitischer 
Ausschuss

–– Beirat „Integration von geflüch-
teten Menschen in Arbeit und 
Ausbildung“

–– Widerspruchsausschuss

AOK NordWest

–– Verwaltungsrat

unternehmer nrw: gut vernetzt
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E-Mail: Heidrich@unternehmer.nrw

ARBEITSWIRTSCHAFT / 
ARBEITS- UND GESUNDHEITSSCHUTZ

Dipl.-Wirt-Ing. Dr. Mikko Börkircher
Tel.: 0211 4573-296 / Fax: 0211 4573-209
E-Mail: Boerkircher@unternehmer.nrw

Dipl.-Psych. Axel Hofmann
Tel.: 0211 4573-228 / Fax: 0211 4573-209
E-Mail: Hofmann@unternehmer.nrw

Sekretariat 
Ute Heinze-Kriegsmann
Tel.: 0211 4573-227
E-Mail: 
Heinze-Kriegsmann@unternehmer.nrw

VOLKSWIRTSCHAFT / STATISTIK

Jörn Thielen M.Sc.
Tel.: 0211 4573-251 / Fax: 0211 4573-231
E-Mail: Thielen@unternehmer.nrw

Sekretariat 
Katja Schlak
Tel.: 0211 4573-252
E-Mail: Schlak@unternehmer.nrw

TARIF

Geschäftsführer
RA Hans Michael Weiss
Mitglied der Hauptgeschäftsführung
Tel.: 0211 4573-255 / Fax: 0211 4573-209
E-Mail: Weiss@unternehmer.nrw

Geschäftsführerin
Ass. iur. Andrea-Maria Krause
Tel.: 0211 4573-205 / Fax: 0211 4573-209
E-Mail: Krause@unternehmer.nrw

RA Thorsten Armborst
Tel.: 0211 4573-207 / Fax: 0211 4573-209
E-Mail: Armborst@unternehmer.nrw

RA Max Breick
Tel.: 0211 4573-253 / Fax: 0211 4573-209
E-Mail: Breick@unternehmer.nrw

Ass. iur. Anne Wiersberg
Tel.: 0211 4573-208 / Fax: 0211 4573-209 
E-Mail: Wiersberg@unternehmer.nrw

Sekretariat
Sylke Kristen
Tel.: 0211 4573-254
E-Mail: Kristen@unternehmer.nrw

Britta Schuh
Tel.: 0211 4573-257
E-Mail: Schuh@unternehmer.nrw

Ansprechpartner
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RECHT

SOZIALRECHT

Geschäftsführer
RA Hans-Wilhelm Köster
Mitglied der Hauptgeschäftsführung
Tel.: 0211 4573-260 / Fax: 0211 4573-231
E-Mail: Koester@unternehmer.nrw

ARBEITSRECHT

Geschäftsführer
RA Prof. Dr. Bernd Schiefer
Tel.: 0211 4573-267 / Fax: 0211 4573-231
E-Mail: Schiefer@unternehmer.nrw

Geschäftsführer
RA Walter Korte
Tel.: 0211 4573-271 / Fax: 0211 4573-231
E-Mail: Korte@unternehmer.nrw

BETRIEBLICHE ALTERSVERSORGUNG

Geschäftsführer
RA Dr. Axel Borchard
Tel.: 0211 4573-249 / Fax: 0211 4573-231
E-Mail: Borchard@unternehmer.nrw

Sekretariat 
Helga Albrand
Tel.: 0211 4573-268
E-Mail: Albrand@unternehmer.nrw

Susanne Dürhager
Tel.: 0211 4573-204
E-Mail: Duerhager@unternehmer.nrw

Sonja Niekämper	
Tel.: 0211 4573-270 
E-Mail: Niekaemper@unternehmer.nrw

Jennifer Schlüpner
Tel.: 0211 4573-261
E-Mail: Schluepner@unternehmer.nrw

KOMMUNIKATION

Geschäftsführer
Dipl.-Volksw. Hubertus Engemann
Mitglied der Hauptgeschäftsführung
Tel.: 0211 4573-233 / Fax: 0211 451370
E-Mail: Engemann@unternehmer.nrw

Tim Abendroth M.A.
Tel.: 0211 4573-237 / Fax: 0211 451370
E-Mail: Abendroth@unternehmer.nrw

Nadine Bettray M.A.  
(z.Zt. Vertretung in Elternzeit)
Tel.: 0211 4573-235 / Fax: 0211 451370
E-Mail: Bettray@unternehmer.nrw

Susanne Dreyer M.A. 
Tel.: 0211 4573-216 / Fax: 0211 451370
E-Mail: Dreyer@unternehmer.nrw

Christine Ehrig M.A. (z.Zt. Elternzeit)
Tel.: 0211 4573-278 / Fax: 0211 451370
E-Mail: Ehrig@unternehmer.nrw

Sekretariat 
Elisabeth Hück
Tel.: 0211 4573-232
E-Mail: Hueck@unternehmer.nrw

Antje Kiwitz
Tel.: 0211 4573-230
E-Mail: Kiwitz@unternehmer.nrw

FINANZEN / VERWALTUNG / PERSONAL

Geschäftsführer
Dipl.-Wirtsch.-Ing. Markus Ankel
Tel.: 0211 4573-288 / Fax: 0211 4573-175
E-Mail: Ankel@unternehmer.nrw

Sandra Dahlmann
Tel.: 0211 4573-273 / Fax: 0211 4573-109
E-Mail: Dahlmann@unternehmer.nrw

Dorothee Seising-Brackmann
Tel.: 0211 4573-272 / Fax: 0211 4573-175 
E-Mail: Seising-Brackmann@unternehmer.nrw

IT-ORGANISATION

Viktor Junemann
Tel.: 0211 4573-282 / Fax: 0211 4573-177
E-Mail: Junemann@unternehmer.nrw

Peter Schulte-Zurhausen
Tel.: 0211 4573-283 / Fax: 0211 4573-177
E-Mail: Schulte-Zurhausen@unternehmer.nrw

EMPFANG 

Sandra Plennies 
Tel.: 0211 4573-215 / Fax: 0211 4573-116  
E-Mail: empfang@unternehmer.nrw 

AUSZUBILDENDE

Hassan Ghazi
Tel.: 0211 4573-0 / Fax: 0211-4573-175
E-Mail: Ghazi@unternehmer.nrw

Selen Cansu Kosar
Tel.: 0211 4573-0 / Fax: 0211-4573-175
E-Mail: Kosar@unternehmer.nrw

BILDUNGSWERK NRW

Geschäftsführer
Dr. rer. oec. Peter Janßen 
Tel.: 0211 4573-245 / Fax: 0211 4573-144
E-Mail: Janssen@unternehmer.nrw

Aida Arzhang 
Tel.: 0211 4573-277 / Fax: 0211 4573-144
E-Mail: Arzhang@unternehmer.nrw

Beate Gathen 
Tel.: 0211 4573-240 / Fax: 0211 4573-144
E-Mail: Gathen@unternehmer.nrw

Ass. d. L. Regina Hoyer
Tel.: 0211 4573-247 / Fax: 0211 4573-144
E-Mail: Hoyer@unternehmer.nrw

Dr. Heike Hunecke 
Tel.: 0211 4573-239 / Fax: 0211 4573-144
E-Mail: Hunecke@unternehmer.nrw 

Dipl.-Kffr. Suzana Rieke
Tel.: 0211 4573-224 / Fax: 0211 4573-144
E-Mail: Rieke@unternehmer.nrw

Lisa Wienstroer B.A.
Tel.: 0211 4573-242 / Fax: 0211 4573-144
E-Mail: Wienstroer@unternehmer.nrw

Sekretariat 
Marie-Claire Aschmann
Tel.: 0211 4573-285
E-Mail: Aschmann@unternehmer.nrw

Gabriele Pongratz	
Tel.: 0211 4573-248
E-Mail: Pongratz@unternehmer.nrw

Angela Schmidt
Tel.: 0211 4573-246
E-Mail: Schmidt@unternehmer.nrw
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UNTERNEHMER NRW IN DEN SOZIALEN NETZWERKEN

@unternehmer_nrw@unternehmernrw

www.wirtschaftsblog.nrw

Persönliche, prominente Impulse zur Zukunft  
unseres Wirtschafts- und Industriestandorts NRW

KLARTEXT IM WESTEN

Der NRW-Wirtschaftsblog

Yvonne Gebauer MdL
Ministerin für Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Michael Bröcker
Chefredakteur Rheinische Post

Thomas Kutschaty
Vorsitzender der SPD-Fraktion 
im Landtag Nordrhein-Westfalen

Dr. Annette Kurschus
Präses der Evangelischen Kirche 
von Westfalen

Alexander Peters
Geschäftsführender Gesellschafter NEUMAN 
& ESSER GROUP, Vorsitzender der Metall-  
und Elektroindustrie Aachen

Serap Güler
Integrationsstaatssekretärin des 
Landes Nordrhein-Westfalen

Egbert Neuhaus
Geschäftsf. Gesellschafter der M. Westermann & Co.  
GmbH, Vorsitzender Unternehmensverband Westfalen-Mitte

Monika Düker
Vorsitzende der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
im Landtag Nordrhein-Westfalen

Fotos: EKvW, NEUMAN & ESSER GROUP, MKFFI NRW/J.Studnar, Rheinische Post, Grüne Landtags-
fraktion NRW, Christoph Meinschäfer, MSB/Susanne Klömpges, SPD Landtagsfraktion NRW



LV-Vorstand mit Präsides der evangelischen Kirche aus Nordrhein-Westfalen

Abschlusserklärung Teilhabechancengesetz

Fotos: unternehmer nrw

LV-Vorstandssitzung mit SPD-Fraktionschef Thomas Kutschaty

Tanja Nackmayr beim Europa-Kongress der FDP

Austausch zur Ruhr-Konferenz mit den Ruhrgebietsverbänden in Duisburg Vorstand in Brüssel

Dr. Luitwin Mallmann bei der Mitgliederversammlung von unternehmer nrw
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